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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 154/2004 DES RATES
vom 26. Januar 2004

über den Abschluss des Abkommens in Form eines Briefwechsels über die Verlängerung des Proto-
kolls zur Festlegung der Fangmöglichkeiten und der finanziellen Gegenleistung nach dem
Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Côte d'Ivoire
über die Fischerei vor der Küste von Côte d'Ivoire für die Zeit vom 1. Juli 2003 bis zum 30. Juni

2004

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37 in Verbindung mit
Artikel 300 Absatz 2 und Absatz 3 Unterabsatz 1,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In Übereinstimmung mit dem Abkommen zwischen der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik
Côte d'Ivoire über die Fischerei vor der Küste von Côte
d'Ivoire (2) treten die Vertragsparteien vor Ablauf der
Geltungsdauer des Protokolls zum Abkommen in
Verhandlungen ein, um einvernehmlich die Bedingungen
des Protokolls für den folgenden Zeitraum und gegebe-
nenfalls erforderliche Änderungen oder Zusätze zum
Anhang festzulegen.

(2) Die beiden Parteien haben beschlossen, das derzeitige
Protokoll, das mit der Verordnung (EG) Nr. 722/2001 (3)
genehmigt wurde, mit einem Abkommen in Form eines
Briefwechsels für ein Jahr zu verlängern, bis Verhand-
lungen über die zu vereinbarenden Änderungen des
Protokolls stattfinden können.

(3) Es liegt im Interesse der Gemeinschaft, diese Verlänge-
rung zu genehmigen.

(4) Der Schlüssel zur Aufteilung der Fangmöglichkeiten auf
die Mitgliedstaaten ist zu bestätigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Das Abkommen in Form eines Briefwechsels über die Verlänge-
rung des Protokolls zur Festlegung der Fangmöglichkeiten und
der finanziellen Gegenleistung nach dem Abkommen zwischen
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik
Côte d'Ivoire über die Fischerei vor der Küste von Côte d'Ivoire
für die Zeit vom 1. Juli 2003 bis 30. Juni 2004 wird im Namen
der Europäischen Gemeinschaft genehmigt.

Der Wortlaut des Abkommens in Form eines Briefwechsels ist
dieser Verordnung beigefügt (4).

Artikel 2

Die im Protokoll festgelegten Fangmöglichkeiten werden nach
folgendem Schlüssel auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt:

a) Grundfischfang:

Spanien: 600 BRT monatlich im Jahresdurchschnitt;

b) Thunfischfang:

i) Thunfischwadenfänger:

— Frankreich: 18 Schiffe,

— Spanien: 21 Schiffe;

ii) Oberflächen-Langleinenfischer:

— Spanien: 15 Schiffe,

— Portugal: 5 Schiffe;

iii) Leinenfänger:

— Frankreich: 7 Schiffe,

— Spanien: 5 Schiffe.

Schöpfen die Lizenzanträge dieser Mitgliedstaaten die im Proto-
koll festgelegten Fangmöglichkeiten nicht aus, so kann die
Kommission auch Lizenzanträge anderer Mitgliedstaaten
berücksichtigen.
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(2) ABl. L 379 vom 31.12.1990, S. 3.
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Artikel 3

Mitgliedstaaten, deren Schiffe im Rahmen des Abkommens in Form eines Briefwechsels Fischfang betreiben,
teilen der Kommission die in der Fischereizone von Côte d'Ivoire eingebrachten Fangmengen aus den
einzelnen Beständen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 500/2001 der Kommission (1) mit.

Artikel 4

Die vorliegende Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen
Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 26. Januar 2004.

Im Namen des Rates

Der Präsident
B. COWEN
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VERORDNUNG (EG) Nr. 155/2004 DER KOMMISSION
vom 29. Januar 2004

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1947/2002 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 30. Januar 2004 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 29. Januar 2004

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 29. Januar 2004 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 052 87,7
204 37,2
212 127,9
999 84,3

0707 00 05 052 138,3
204 45,2
999 91,8

0709 90 70 052 80,5
204 54,7
999 67,6

0805 10 10, 0805 10 30, 0805 10 50 052 47,1
204 54,5
212 48,2
220 44,1
448 32,8
624 84,2
999 51,8

0805 20 10 052 74,2
204 89,3
999 81,8

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70,
0805 20 90

052 76,0
204 74,2
220 82,7
464 82,6
624 78,7
662 38,0
999 72,0

0805 50 10 052 73,0
600 62,0
999 67,5

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 052 73,2
060 55,3
400 96,5
404 87,2
720 86,9
999 79,8

0808 20 50 060 61,1
388 108,6
400 88,0
528 81,9
720 45,5
999 77,0

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001, S. 6). Der Code
„999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 156/2004 DER KOMMISSION
vom 29. Januar 2004

über die Finanzhilfe der Gemeinschaft für gemeinschaftliche Referenzlaboratorien gemäß
Artikel 28 der Entscheidung 90/424/EWG

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Entscheidung 90/424/EWG des Rates vom 26.
Juni 1990 über bestimmte Ausgaben im Veterinärbereich (1),
insbesondere auf Artikel 28 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Kriterien für die Beihilfefähigkeit der Ausgaben der
gemeinschaftlichen Referenzlaboratorien, die Finanz-
hilfen gemäß Artikel 28 der Entscheidung 90/424/EWG
erhalten, und die Verfahren zur Geltendmachung der
Ausgaben und Durchführung von Audits sind in der
Verordnung (EG) Nr. 324/2003 der Kommission (2) fest-
gelegt.

(2) Die gemeinschaftlichen Referenzlaboratorien („Laborato-
rien“) erfüllen in den Veterinärvorschriften der Gemein-
schaft festgelegte Aufgaben und Anforderungen zur
Unterstützung der Gemeinschaft.

(3) Die Höhe der jährlichen Finanzhilfe („Finanzhilfe“) der
Gemeinschaft für den Betrieb bestimmter Laboratorien
wird jährlich durch besondere Entscheidungen in den
Bereichen Veterinärmaßnahmen im Zusammenhang mit
öffentlicher Gesundheit, Tiergesundheit und Rückständen
festgelegt.

(4) Die mit Dienstreisen des Personals der Laboratorien
zusammenhängenden Kosten werden derzeit von den
Laboratorien aus den Gemeinkosten des Begünstigten
von bis zu 7 % der gesamten beihilfefähigen Kosten der
Maßnahme finanziert.

(5) Da der Anteil dieser Dienstreisen an den Gemeinkosten
des Begünstigten ständig steigt und bestimmte Ausgaben
für Dienstreisen auf der Grundlage eines pauschalen
Tagessatzes abgedeckt werden können, sollte im Rahmen
der jährlichen beihilfefähigen Ausgaben der einzelnen
Laboratorien ein eigenes Kapitel dafür eingerichtet
werden.

(6) In Anbetracht der Kosten und des Nutzens der Work-
shops sollte die Anzahl der zugelassenen Teilnehmer
begrenzt werden, d. h., je Mitgliedstaat sollte nur ein
Teilnehmer eingeladen werden. Abweichungen von
dieser Regel sollten in ausreichend begründeten Fällen
und im Rahmen der für die Veranstaltung des Work-
shops gewährten Finanzhilfe beschlossen werden.

(7) Der Wechselkurs für die Umrechnung der gemäß der
Verordnung (EG) Nr. 2799/98 des Rates vom 15.
Dezember 1998 über die agromonetäre Regelung nach
Einführung des Euro (3) in nationaler Währung vorge-
legten Zahlungsanträge muss geklärt werden.

(8) Es sollten Vorschriften zur Harmonisierung der Vorlage
des vorläufigen Haushalts für Ausgaben der Laboratorien
hinsichtlich der gemäß den Veterinärvorschriften der
Gemeinschaft durchgeführten Maßnahmen festgelegt
werden.

(9) Da in der Verordnung (EG) Nr. 324/2003 eine Reihe
von Änderungen vorzunehmen ist, sollte diese Verord-
nung im Interesse der Klarheit ersetzt werden.

(10) Eine ordentliche Verwaltung der Finanzen erfordert, dass
die Kriterien ab Jahresanfang 2004 angewendet werden,
damit die Mittelbindungen der Ausgaben während dieses
Jahres in Anspruch genommen werden können.

(11) Zum Zweck der Finanzkontrolle gelten die Artikel 8 und
9 der Verordnung (EG) Nr. 1258/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die Finanzierung der gemeinsamen
Agrarpolitik (4).

(12) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesund-
heit —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Vorläufiger Haushalt

Die gemeinschaftlichen Referenzlaboratorien („Laboratorien“)
legen bis spätestens 1. Oktober jedes Kalenderjahres „n“ den
vorläufigen Haushalt für Ausgaben des Laboratoriums hinsicht-
lich der für das Kalenderjahr „n+1“ geplanten Maßnahmen der
Gemeinschaft vor.

Die Laboratorien legen den vorläufigen Haushalt in elektroni-
scher Form gemäß Anhang I vor.
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Artikel 2

Beihilfefähigkeit

Im Rahmen der für den Betrieb der gemeinschaftlichen Refe-
renzlaboratorien jährlich gewährten Finanzhilfe gelten die in
Anhang II aufgeführten Bestimmungen über die Beihilfefähig-
keit von Ausgaben für Personal, Investitionsgüter, Verbrauchs-
güter, die Beförderung von Proben für Vergleichtests, Dienst-
reisen und Gemeinkosten.

Artikel 3

Zahlung einer Finanzhilfe für den Betrieb von Laborato-
rien

Unter der Voraussetzung, dass die genehmigten Arbeitspro-
gramme ordnungsgemäß durchgeführt werden und die Beihilfe-
Empfänger der Kommission alle erforderlichen Angaben inner-
halb der in diesem Artikel festgelegten Fristen einreichen, wird
die Finanzhilfe der Gemeinschaft für den Betrieb des Laborato-
riums wie folgt gezahlt:

a) Auf Antrag des Empfängers kann ein Vorschuss in Höhe
von 70 % des Gesamtbetrags gezahlt werden.

b) Der Rest wird nach Vorlage folgender Unterlagen durch den
Empfänger gezahlt:

i) vom Leiter des Laboratoriums für richtig bescheinigte
Kostenaufstellung;

ii) Unterlagen über die Vergleichstests; und
iii) ein technischer Bericht.

c) Die als richtig bescheinigte Kostenaufstellung ist gemäß
Anhang III dieser Verordnung bis spätestens 31. März des
Jahres vorzulegen, das auf den Zeitraum folgt, für den die
Finanzhilfe gewährt wurde.

d) Wird die unter Buchstabe c) genannte Frist für die Einrei-
chung nicht eingehalten, verringert sich die Finanzhilfe zum
1. Mai um 25 %, zum 1. Juni um 50 %, zum 1. Juli um
75 % und zum 1. September um 100 %.

Artikel 4

Beihilfefähigkeit von Workshops

(1) Im Rahmen der für die Veranstaltung eines Workshops
gewährten Finanzhilfe gilt die Regelung gemäß Anhang IV für
die Erstattung von Reisekosten und die Gewährung von Tage-
geldern für bis zu 30 Workshop-Teilnehmer, von denen
mindestens einer je Mitgliedsstaat eingeladen wird.

(2) Abweichungen von Absatz 1 können in ausreichend
begründeten Fällen gemäß der Entscheidung über die jährliche
Finanzhilfe der Gemeinschaft für den Betrieb bestimmter Labo-
ratorien beschlossen werden.

Artikel 5

Zahlung einer Finanzhilfe der Gemeinschaft für die
Veranstaltung von Workshops

Vorausgesetzt, der Workshop hat ordnungsgemäß stattge-
funden und der Finanzhilfe-Empfänger hat der Kommission
sämtliche erforderlichen Angaben innerhalb der in diesem

Absatz festgelegten Fristen vorgelegt, wird die Finanzhilfe der
Gemeinschaft für die Veranstaltung von Workshops wie folgt
gezahlt:

a) Auf Antrag des Empfängers kann ein Vorschuss in Höhe
von 70 % innerhalb von 60 Tagen vor dem für den Work-
shop festgelegten Datum gezahlt werden.

b) Der Restbetrag wird nach Genehmigung der Belege und des
technischen Berichts über die Verwendung der Finanzhilfe
durch die Kommission gezahlt.

c) Die Belege sind spätestens drei Monate nach dem Workshop
gemäß Anhang V einzureichen.

d) Wird die unter Buchstabe c) genannte Frist nicht einge-
halten, verringert sich die Finanzhilfe der Gemeinschaft um
25 %, wenn der Termin für die Einreichung der Belege um
einen Monat, um 50 %, wenn er um zwei Monate, um
75 %, wenn er um drei Monate, und um 100 %, wenn er
um vier Monate überschritten wird.

Artikel 6

Belege

(1) Der technische Leiter des Laboratoriums bewahrt eine
Ausfertigung der für richtig bescheinigten Belege (Rechnungen,
Gehaltsabrechnungen, Anwesenheitsblätter, Lieferungen von
Proben, Dienstreisen) auf.

(2) Der Beihilfeempfänger führt die der Kommission vorge-
legten Ausgaben in seinem Betriebskalkulationssystem auf und
bewahrt alle Belege fünf Jahre lang zu Audit-Zwecken auf.

Auf Anforderung sind der Kommission diese Belege als Nach-
weis aller in dem Erstattungsantrag aufgeführten Kosten und
geltend gemachten Arbeitsstunden zu übermitteln.

Artikel 7

Umrechnungskurs für in nationaler Währung gestellte
Anträge

Als Umrechnungskurs für die im Monat „n“ in nationaler Wäh-
rung eingereichten Anträge wird derjenige vom zehnten Tag
des Monats „n+1“ oder vom ersten vorausgehenden Tag, für
den ein Umrechnungskurs vorliegt, zugrunde gelegt.

Artikel 8

Audits

Die Kommission ist berechtigt, Audits gemäß Artikel 9 der
Verordnung (EG) Nr. 1258/1999 durchzuführen.

Artikel 9

Aufhebung

Die Verordnung (EG) Nr. 324/2003 wird aufgehoben.

Verweisungen auf die aufgehobene Verordnung gelten als
Verweisungen auf die vorliegende Verordnung.
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Artikel 10

Inkrafttreten und Anwendbarkeit

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union
in Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 1. Januar 2004.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 29. Januar 2004

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

(Artikel 1)
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ANHANG II

(Artikel 2)

Beihilfefähigkeit von Ausgaben für Personal, Investitionsgüter, Verbrauchsgüter, Lieferung von Proben für die
Vergleichstests, Dienstreisen und Gemeinkosten

1. Pe rson a l

Personalkosten, ungeachtet des Status der betreffenden Bediensteten, beschränken sich auf die tatsächlichen Lohn-
kosten (Löhne und Gehälter, Sozialabgaben und Ausgaben für Altersruhegeld) für ganz oder teilweise mit Gemein-
schaftsaufgaben gemäß dem genehmigten Arbeitsprogramm betraute wissenschaftliche Mitarbeiter, Akademiker,
Techniker und Verwaltungspersonal.

Die gesamte auf Gemeinschaftsaufgaben entfallende Arbeitszeit des Personals ist zu belegen und für richtig zu
bescheinigen; zugrunde zu legen sind mindestens zwölf Monate und 1 600 Arbeitsstunden pro Jahr. Zu erfassen sind
diese Angaben mindestens einmal monatlich vom benannten Projektleiter oder von einem hierzu ermächtigten
leitenden Mitarbeiter des Beihilfe-Empfängers.

2. In ve st i t i on sg üte r

Kosten für den Kauf, den Mietkauf oder die Miete von Anlagegütern können als direkte Kosten geltend gemacht
werden. Bei gemieteten oder durch Mietkauf übernommenen Anlagegütern dürfen die erstattungsfähigen Kosten nicht
höher sein als die Kosten, die im Falle eines Kaufs während der Laufzeit des Tests angefallen wären. Die erstattungs-
fähigen Kosten werden nach folgender Formel berechnet:

A × C × D
B

A = Anzahl der Monate, in denen die Güter nach ihrer Lieferung für das Projekt genutzt werden sollen. Beihilfefähig
sind lediglich die in dem Zeitraum, für den die Finanzhilfe der Gemeinschaft gewährt wird, getätigten Ausgaben
für Güter

B = Abschreibungszeitraum von 60 Monaten (36 Monate für DV-Anlagen mit Anschaffungskosten unter
25 000 EUR)

C = Kosten der Güter ohne Mehrwertsteuer

D = Prozentuale Nutzung der Güter für das Projekt

Vom Beihilfe-Empfänger entrichtete nicht erstattungsfähige Mehrwertsteuer gilt als beihilfefähige Ausgabe.

3. V e r br a u ch sg üte r

Für die Erstattung zugrunde gelegt werden die in der betreffenden Zeitspanne entstandenen effektiven Kosten ohne
Mehrwertsteuer. Der Beihilfe-Empfänger hat den prozentualen Anteil anzugeben, mit dem die einzelnen Positionen
der Verbrauchsgüter im Gesamthaushalt des Laboratoriums veranschlagt sind.

Sonstige Ausgaben für Verwaltung, andere als unter Nummer 5 genannte Dienstreisen und Sekretariatsarbeit gelten
als unter der Position „Gemeinkosten“ mit einbezogen.

4. L i e fe r un g v on Pr obe n fü r V e rg le i c hstes ts

Für die Erstattung, gegen Vorlage entsprechender Belege, werden die effektiven Kosten ohne Mehrwertsteuer für die
Beförderung von Proben im Zusammenhang mit Vergleichstests zugrunde gelegt.

5. Di e nstr e i se n

Reise- und Aufenthaltskosten des Personals der Laboratorien bei Dienstreisen, die im Rahmen des genehmigten
Arbeitsprogramms durchgeführt werden, sind bis zu einem Höchstbetrag von 5 000 EUR zu erstatten. Aufenthalts-
und Hotelkosten dürfen die für Bedienstete der Gemeinschaft geltenden Tagegelder und Höchstbeträge für Hotel-
kosten nicht übersteigen.

6. G eme i nkoste n

Unter Zugrundelegung sämtlicher direkter Kosten gemäß den Positionen 1 bis 5 ist von Amts wegen eine Gemein-
kostenpauschale in Höhe von 7 % zu erstatten.
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ANHANG III
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ANHANG IV

(Artikel 4)

Kriterien für die Beihilfefähigkeit von Workshops

1. 1. R ei se koste n f ür Wor kshop -T ei lna hme

Erstattungsfähig ist der Eisenbahn-Fahrpreis erster Klasse auf der kürzesten Strecke.

Bei An- und Rückreise per Flugzeug wird für die Erstattung der günstigste Flugpreis in der Economy-Klasse unter Be-
rücksichtigung aller erschwerenden Umstände der Reise zugrunde gelegt. Soweit entsprechende Beförderungsmöglich-
keiten bestehen, wird der günstigste Flugpreis (APEX, PEX, Excursion u. ä. Sondertarife) verrechnet. Liegt zwischen
der Reise und einem Wochenende eine Zeitspanne von höchstens 24 Stunden, so können für diese kurze Zeitspanne
Tagegelder gewährt werden, wenn durch diese Festlegung der Reisetermine ein Sondertarif in Anspruch genommen
werden kann und sich somit die Kosten insgesamt verringern, d. h. sowohl die Reise- als auch die Aufenthaltskosten.

Bei Benutzung ihres privaten PKW werden geladenen Teilnehmern die Fahrtkosten unter Zugrundelegung des
günstigsten Eisenbahnfahrpreises erster Klasse für die kürzeste Strecke mit Ausnahme jedweder Zuschläge erstattet.
Benutzen zwei oder mehr Personen dasselbe Fahrzeug, so hat lediglich der Fahrzeughalter Anspruch auf Erstattung
der Fahrtkosten. Park- und Mautgebühren werden nicht erstattet. Sitzungsteilnehmer, die für ihre Fahrten ihren
eigenen Wagen benutzen, sind für Schäden an ihrem Fahrzeug wie auch für Schäden, die ihr Fahrzeug Dritten zufügt,
voll haftbar. Ungeachtet der Gründe, die der Workshop-Teilnehmer zur Rechtfertigung der Benutzung seines Privat-
wagens geltend macht, kann der Workshop-Veranstalter Entschädigungsforderungen in keinem Fall anerkennen.

Für fahrlässige Handlungen des Teilnehmers (z. B. Verlust von Belegen) und daraus resultierende finanzielle Folgen ist
der Teilnehmer selbst verantwortlich.

2. T a g eg e lde r

Die nachstehend aufgeführten, seit dem 24. März 1999 (Tag der Veröffentlichung der Verordnung (EG, EGKS,
Euratom) Nr. 620/1999, ABl. L 78 vom 24.3.1999) geltenden Sätze der Tagegelder sind an die zum Zeitpunkt des
Workshops geltenden Tagegelder anzupassen. In begründeten Fällen kann das Tagegeld um den Unterschied zwischen
den Übernachtungskosten (ausschließlich Frühstück) und 50 % dieses Tagessatzes erhöht werden.

Land, in dem der Workshop veranstaltet wird Tagessatz

Belgien 149,63

Dänemark 179,28

Deutschland 127,10

Griechenland 113,19

Spanien 141,30

Frankreich 130,29

Irland 165,20

Italien 129,82

Luxemburg 143,48

Niederlande 147,69

Österreich 121,81

Portugal 142,98

Finnland 155,60

Schweden 156,54

Vereinigtes Königreich 199,21
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VERORDNUNG (EG) Nr. 157/2004 DER KOMMISSION
vom 29. Januar 2004

zur Festsetzung der Erstattungssätze bei der Ausfuhr von bestimmten Milcherzeugnissen in Form
von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 15. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1787/2003 (2), insbesondere auf Artikel
31 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 31 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1255/1999 kann der Unterschied zwischen den Preisen,
die im internationalen Handel für die in Artikel 1 Buch-
staben a), b), c), d), e) und g) dieser Verordnung aufge-
führten Erzeugnisse gelten, und den Preisen in der
Gemeinschaft durch eine Erstattung bei der Ausfuhr
ausgeglichen werden. In der Verordnung (EG) Nr. 1520/
2000 der Kommission vom 13. Juli 2000 zur Festlegung
der gemeinsamen Verfahren bei der Regelung zur
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und der Kriterien
zur Festsetzung des Erstattungsbetrags für bestimmte
landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in Form von nicht
unter Anhang I des Vertrages fallenden Waren ausge-
führt werden (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 740/2003 (4), sind diejenigen Erzeugnisse
bezeichnet, für die bei ihrer Ausfuhr in Form von im
Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 aufge-
führten Waren ein Erstattungssatz festgesetzt werden
muss.

(2) Gemäß Artikel 4 Absatz 1 erster Unterabsatz der
Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 muss der Erstattungs-
satz für jeden Monat für je 100 kg der betreffenden
Grunderzeugnisse festgesetzt werden.

(3) Bei der Ausfuhr von bestimmten Milcherzeugnissen in
Form von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden
Waren besteht jedoch die Gefahr, dass bei einer Voraus-
festsetzung hoher Erstattungssätze die Verpflichtungen
hinsichtlich dieser Erstattungen in Frage gestellt werden
könnten. Daher müssen, um diese Gefahr abzuwenden,
geeignete Vorkehrungen getroffen werden, ohne dass
dadurch der Abschluss langfristiger Verträge ausge-
schlossen wird. Die Festlegung spezifischer Erstat-
tungssätze im Hinblick auf die Vorausfestsetzung von
Erstattungen für diese Erzeugnisse dürfte zur Verwirkli-
chung beider Ziele beitragen.

(4) In Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1520/
2000 ist vorgesehen, dass bei der Festsetzung des Erstat-
tungssatzes die Erstattungen bei der Erzeugung, Beihilfen
oder sonstigen Maßnahmen gleicher Wirkung — wenn

solche bestehen — berücksichtigt werden müssen, die in
Bezug auf die Grunderzeugnisse des Anhangs A dieser
Verordnung oder die ihnen gleichgestellten Erzeugnisse
aufgrund der Verordnung über die gemeinsame Marktor-
ganisation auf dem betreffenden Sektor in allen Mitglied-
staaten angewandt werden.

(5) Gemäß Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1255/1999 wird für Magermilch, die in der Gemein-
schaft hergestellt worden ist und zu Kasein verarbeitet
wird, eine Beihilfe gewährt, wenn die Milch und das
daraus hergestellte Kasein bestimmten Bedingungen
entsprechen.

(6) Die Verordnung (EG) Nr. 2571/97 der Kommission vom
15. Dezember 1997 über den Verkauf von Billigbutter
und die Gewährung einer Beihilfe für Rahm, Butter und
Butterfett für die Herstellung von Backwaren, Speiseeis
und anderen Lebensmitteln (5), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 635/2000 (6), gestattet, Butter
und Rahm zu herabgesetzten Preisen an Industriezweige
zu liefern, die bestimmte Waren herstellen.

(7) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1039/2003 des Rates
vom 2. Juni 2003 zur Annahme autonomer Über-
gangsmaßnahmen betreffend die Einfuhr bestimmter
landwirtschaftlicher Verarbeitungserzeugnisse mit
Ursprung in Estland und die Ausfuhr bestimmter land-
wirtschaftlicher Erzeugnisse nach Estland (7), der Verord-
nung (EG) Nr. 1086/2003 des Rates vom 18. Juni 2003
zur Annahme autonomer Übergangsmaßnahmen betref-
fend die Einfuhr bestimmter landwirtschaftlicher Verar-
beitungserzeugnisse mit Ursprung in Slowenien und die
Ausfuhr bestimmter landwirtschaftlicher Verarbeitungs-
erzeugnisse nach Slowenien (8), der Verordnung (EG) Nr.
1087/2003 des Rates vom 18. Juni 2003 zur Annahme
autonomer Übergangsmaßnahmen betreffend die Einfuhr
bestimmter landwirtschaftlicher Verarbeitungserzeug-
nisse mit Ursprung in Lettland und die Ausfuhr
bestimmter landwirtschaftlicher Verarbeitungserzeug-
nisse nach Lettland (9), der Verordnung (EG) Nr. 1088/
2003 des Rates vom 18. Juni 2003 zur Annahme auto-
nomer Übergangsmaßnahmen betreffend die Einfuhr
bestimmter landwirtschaftlicher Verarbeitungserzeug-
nisse mit Ursprung in Litauen und die Ausfuhr
bestimmter landwirtschaftlicher Verarbeitungserzeug-
nisse nach Litauen (10), der Verordnung (EG) Nr. 1089/
2003 des Rates vom 18. Juni 2003 zur Annahme auto-
nomer Übergangsmaßnahmen betreffend die Einfuhr
bestimmter landwirtschaftlicher Verarbeitungserzeug-
nisse mit Ursprung in der Slowakischen Republik und
die Ausfuhr bestimmter landwirtschaftlicher Verarbei-
tungserzeugnisse in die Slowakische Republik (11) und
der
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Verordnung (EG) Nr. 1090/2003 des Rates vom 18. Juni
2003 zur Annahme autonomer Übergangsmaßnahmen
betreffend die Einfuhr bestimmter landwirtschaftlicher
Verarbeitungserzeugnisse mit Ursprung in der Tschechi-
schen Republik und die Ausfuhr bestimmter landwirt-
schaftlicher Verarbeitungserzeugnisse in die Tschechische
Republik (1) werden mit Wirkung vom 1. Juli 2003 für
nicht in Anhang I des Vertrags aufgeführte landwirt-
schaftliche Verarbeitungserzeugnisse bei der Ausfuhr
nach Estland, Slowenien, Lettland, Litauen, in die Slowa-
kische Republik oder in die Tschechische Republik keine
Ausfuhrerstattungen gewährt.

(8) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 999/2003 des Rates
vom 2. Juni 2003 zur Annahme autonomer Über-
gangsmaßnahmen betreffend die Einfuhr bestimmter
landwirtschaftlicher Verarbeitungserzeugnisse mit
Ursprung in Ungarn und die Ausfuhr bestimmter land-
wirtschaftlicher Erzeugnisse nach Ungarn (2) werden mit
Wirkung vom 1. Juli 2003 für die in Artikel 1 Absatz 2
der Verordnung genannten Erzeugnisse bei der Ausfuhr
nach Ungarn keine Ausfuhrerstattungen gewährt.

(9) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1890/2003 des Rates
vom 27. Oktober 2003 zur Annahme autonomer Über-
gangsmaßnahmen betreffend die Einfuhr bestimmter
landwirtschaftlicher Verarbeitungserzeugnisse mit
Ursprung in Malta und die Ausfuhr bestimmter landwirt-
schaftlicher Verarbeitungserzeugnisse nach Malta (3)
werden mit Wirkung vom 1. November 2003 für nicht

in Anhang I des Vertrags aufgeführte landwirtschaftliche
Verarbeitungserzeugnisse bei der Ausfuhr nach Malta
keine Ausfuhrerstattungen gewährt.

(10) Da jedoch unbedingt sichergestellt sein muss, dass die
peinlich genaue Verwaltung keine Unterbrechung
erfährt, muss sowohl den Ausgabenvorausschätzungen
als auch den verfügbaren Haushaltsmitteln Rechnung
getragen werden.

(11) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die geltenden Erstattungssätze für die im Anhang A der
Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 und in Artikel 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 1255/1999 aufgeführten Grunderzeugnisse, die
in Form von im Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1255/
1999 genannten Waren ausgeführt werden, werden für die im
Anhang dieser Verordnung aufgeführten Erzeugnissen gemäß
diesem Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 30. Januar 2004 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 29. Januar 2004

Für die Kommission
Erkki LIIKANEN

Mitglied der Kommission
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ANHANG

Bei der Ausfuhr von bestimmten Milcherzeugnissen in Form von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden
Waren ab dem 30. Januar 2004 geltende Erstattungssätze

(EUR/100 kg)

KN-Code Warenbezeichnung

Erstattungssätze (1)

bei Festlegung
der Erstattungen

im Voraus

in den anderen
Fällen

ex 0402 10 19 Milch, in Pulverform, granuliert oder in anderer fester Form,
ohne Zusatz von Zucker oder anderen Süßmitteln, mit einem
Fettgehalt von weniger als 1,5 GHT (PG 2):

a) bei Ausfuhr von Waren des KN-Codes 3501 — —

b) bei Ausfuhr anderer Waren 45,15 64,50

ex 0402 21 19 Milch, in Pulverform oder in anderer fester Form, ohne Zusatz
von Zucker oder anderen Süßmitteln, mit einem Fettgehalt von
26 GHT (PG 3):

a) bei der Ausfuhr von Waren, die gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 2571/97 hergestellte verbilligte Butter oder Sahne in
Form von PG 3 gleichgestellten Erzeugnissen enthalten

54,05 77,22

b) bei der Ausfuhr anderer Waren 72,45 103,50

ex 0405 10 Butter, mit einem Fettgehalt von 82 Gewichtshundertteilen (PG
6):

a) bei der Ausfuhr von Waren, die Billigbutter oder Rahm
enthalten und die unter den in der Verordnung (EG) Nr.
2571/97 vorgesehenen Bedingungen hergestellt sind

65,10 93,00

b) bei der Ausfuhr von Waren des KN-Codes 2106 90 98 mit
einem Milchfettgehalt von 40 GHT oder mehr

129,68 185,25

c) bei der Ausfuhr anderer Waren 124,60 178,00

(1) Mit Wirkung vom 1. Juli 2003 sind diese Sätze nicht anwendbar auf nicht unter Anhang I des Vertrags fallende Erzeugnisse, die nach
Estland, Lettland, Litauen, in die Slowakische Republik, nach Slowenien oder in die Tschechische Republik ausgeführt werden, sowie
auf die in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 999/2003 genannten Erzeugnisse bei der Ausfuhr nach Ungarn. Mit Wirkung
vom 1. November 2003 sind diese Sätze nicht anwendbar auf nicht unter Anhang I des Vertrags fallende Erzeugnisse bei der ausfuhr
nach Malta.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 158/2004 DER KOMMISSION
vom 29. Januar 2004

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnisse

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1104/2003 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (3), Verordnung (EG) Nr. 411/2002 der Kommission (4),
insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 und
Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
bestimmen, dass der Unterschied zwischen den Notie-
rungen oder den Preisen auf dem Weltmarkt für die in
Artikel 1 dieser Verordnungen genannten Erzeugnisse
und den Preisen für die Erzeugnisse in der Gemeinschaft
durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen
werden kann.

(2) Gemäß Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
sind die Erstattungen unter Berücksichtigung der jewei-
ligen Lage und der voraussichtlichen Entwicklung einer-
seits des verfügbaren Getreides und des Reises und
Bruchreises und ihrer Preise in der Gemeinschaft und
andererseits der Preise für Getreide, Reis, Bruchreis und
Getreideerzeugnisse auf dem Weltmarkt festzusetzen.
Nach denselben Artikeln ist auf den Getreide- und
Reismärkten für eine ausgeglichene Lage und für eine
natürliche Preis- und Handelsentwicklung zu sorgen.
Ferner ist den wirtschaftlichen Aspekten der geplanten
Ausfuhren sowie der Notwendigkeit Rechnung zu
tragen, Marktstörungen in der Gemeinschaft zu
vermeiden.

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 1518/95 der Kommission (5),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2993/95 (6),
über die Regelung für die Einfuhr und die Ausfuhr von
Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnissen bestimmt
in Artikel 4 die besonderen Kriterien, die bei der Berech-
nung der Erstattung für diese Erzeugnisse zu berücksich-
tigen sind.

(4) Infolgedessen sind die für die einzelnen Erzeugnisse zu
gewährenden Erstattungen zu staffeln, und zwar, je nach
Erzeugnis, aufgrund des Gehaltes an Rohfasern, Asche,

Spelzen, Proteinen, Fetten oder Stärke, wobei dieser
Gehalt jeweils besonders charakteristisch für die tatsäch-
lich in dem Verarbeitungserzeugnis enthaltene Menge
des Grunderzeugnisses ist.

(5) Bei Maniokwurzeln, anderen Wurzeln und Knollen von
tropischen Früchten sowie deren Mehlen machen wirt-
schaftliche Gesichtspunkte etwaiger Ausfuhren ange-
sichts der Art und der Herkunft dieser Erzeugnisse zur
Zeit eine Festsetzung von Ausfuhrerstattungen nicht
erforderlich. Für einige Verarbeitungserzeugnisse aus
Getreide ist es aufgrund der schwachen Beteiligung der
Gemeinschaft am Welthandel gegenwärtig nicht
notwendig, eine Ausfuhrerstattung festzusetzen.

(6) Die Lage auf dem Weltmarkt oder besondere Erforde-
rnisse bestimmter Märkte können eine Differenzierung
bei Erstattungen für bestimmte Erzeugnisse je nach ihrer
Bestimmung notwendig machen.

(7) Die Erstattung muss einmal monatlich festgesetzt
werden; sie kann zwischenzeitlich geändert werden.

(8) Bestimmte Maiserzeugnisse können so wärmebehandelt
werden, dass für sie eine Erstattung gewährt werden
könnte, die ihrer Qualität nicht gerecht wird. Für Erzeug-
nisse, die eine erste Gelbildung oder Gelierung
aufweisen, sollte deshalb keine Ausfuhrerstattung
gewährt werden.

(9) Der Verwaltungsausschuss für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Ausfuhrerstattungen für die in Artikel 1 Absatz 1 Buch-
stabe d) der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 und in Artikel 1
Absatz 1 Buchstabe c) der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
genannten und der Verordnung (EG) Nr. 1518/95 unterlie-
genden Erzeugnisse werden wie im Anhang dieser Verordnung
angegeben festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 30. Januar 2004 in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 29. Januar 2004

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 29. Januar 2004 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreide-
und Reisverarbeitungserzeugnisse

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungs-
betrag

1102 20 10 9200 (1) C10 EUR/t 41,15
1102 20 10 9400 (1) C10 EUR/t 35,27
1102 20 90 9200 (1) C10 EUR/t 35,27
1102 90 10 9100 C11 EUR/t 0,00
1102 90 10 9900 C11 EUR/t 0,00
1102 90 30 9100 C11 EUR/t 0,00
1103 19 40 9100 C10 EUR/t 0,00
1103 13 10 9100 (1) C10 EUR/t 52,90
1103 13 10 9300 (1) C10 EUR/t 41,15
1103 13 10 9500 (1) C10 EUR/t 35,27
1103 13 90 9100 (1) C10 EUR/t 35,27
1103 19 10 9000 C10 EUR/t 0,00
1103 19 30 9100 C10 EUR/t 0,00
1103 20 60 9000 C12 EUR/t 0,00
1103 20 20 9000 C11 EUR/t 0,00
1104 19 69 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 12 90 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 12 90 9300 C10 EUR/t 0,00
1104 19 10 9000 C10 EUR/t 0,00
1104 19 50 9110 C10 EUR/t 47,02
1104 19 50 9130 C10 EUR/t 38,21
1104 29 01 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 29 03 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 29 05 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 29 05 9300 C10 EUR/t 0,00
1104 22 20 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 22 30 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 23 10 9100 C10 EUR/t 44,09

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungs-
betrag

1104 23 10 9300 C10 EUR/t 33,80
1104 29 11 9000 C10 EUR/t 0,00
1104 29 51 9000 C10 EUR/t 0,00
1104 29 55 9000 C10 EUR/t 0,00
1104 30 10 9000 C10 EUR/t 0,00
1104 30 90 9000 C10 EUR/t 7,35
1107 10 11 9000 C13 EUR/t 0,00
1107 10 91 9000 C13 EUR/t 0,00
1108 11 00 9200 C10 EUR/t 0,00
1108 11 00 9300 C10 EUR/t 0,00
1108 12 00 9200 C10 EUR/t 47,02
1108 12 00 9300 C10 EUR/t 47,02
1108 13 00 9200 C10 EUR/t 47,02
1108 13 00 9300 C10 EUR/t 47,02
1108 19 10 9200 C10 EUR/t 45,60
1108 19 10 9300 C10 EUR/t 45,60
1109 00 00 9100 C10 EUR/t 0,00
1702 30 51 9000 (2) C10 EUR/t 46,07
1702 30 59 9000 (2) C10 EUR/t 35,27
1702 30 91 9000 C10 EUR/t 46,07
1702 30 99 9000 C10 EUR/t 35,27
1702 40 90 9000 C10 EUR/t 35,27
1702 90 50 9100 C10 EUR/t 46,07
1702 90 50 9900 C10 EUR/t 35,27
1702 90 75 9000 C10 EUR/t 48,27
1702 90 79 9000 C10 EUR/t 33,50
2106 90 55 9000 C10 EUR/t 35,27

(1) Für Erzeugnisse, die einer Wärmebehandlung bis zur ersten Gelbildung unterzogen wurden, wird keine Erstattung gewährt.
(2) Es gelten die Erstattungen gemäß der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 2730/75 des Rates (ABl. L 281 vom 1.11.1975, S. 20)
NB Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1)

festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/Gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2081/2003 (ABl. L 313 vom 28.11.2003, S. 11).

Die übrigen Bestimmungen sind wie folgt festgelegt:

C10 Alle Bestimmungen außer Zypern, der Tschechischen Republik, Estland, Ungarn, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowenien und der Slowakei.
C11 Alle Bestimmungen außer Bulgarien, Zypern, der Tschechischen Republik, Estland, Ungarn, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowenien und der Slowakei.
C12 Alle Bestimmungen außer Zypern, der Tschechischen Republik, Estland, Ungarn, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Rumänien, Slowenien und der Slowakei.
C13 Alle Bestimmungen außer Bulgarien, Zypern, der Tschechischen Republik, Estland, Ungarn, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Rumänien, Slowenien und der

Slowakei.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 159/2004 DER KOMMISSION
vom 29. Januar 2004

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreidemischfuttermittel

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1104/2003 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92
bestimmt, dass der Unterschied zwischen den Notie-
rungen oder den Preisen auf dem Weltmarkt für die in
Artikel 1 dieser Verordnung genannten Erzeugnisse und
den Preisen für diese Erzeugnisse in der Gemeinschaft
durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen
werden kann.

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 1517/95 der Kommission vom
29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 hinsichtlich der Rege-
lung der Ein- und Ausfuhr von Getreidemischfuttermit-
teln und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1162/
95 mit besonderen Durchführungsbestimmungen über
Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen für Getreide und Reis (3)
bestimmt in Artikel 2 die besonderen Kriterien, die bei
der Berechnung der Erstattung für diese Erzeugnisse zu
berücksichtigen sind.

(3) Bei dieser Berechnung muss auch der Gehalt an Getrei-
deerzeugnissen berücksichtigt werden. Zur Erzielung
einer Vereinfachung sollte die Erstattung deshalb für
zwei Arten von Getreideerzeugnissen gewährt werden,
nämlich für Mais, das in ausgeführten Mischfuttermitteln
am meisten verwendete Getreide, und für anderes

Getreide. Unter anderem Getreide sind im Sinne dieser
Verordnung in Frage kommende Getreideerzeugnisse
außer Mais und Maiserzeugnissen zu verstehen. Die
genannte Erstattung ist für die in dem betreffenden
Mischfuttermittel enthaltene Menge Getreideerzeugnisse
zu gewähren.

(4) Der Erstattungsbetrag muss außerdem den Möglichkeiten
und Bedingungen des Absatzes der betreffenden Erzeug-
nisse auf dem Weltmarkt, dem Erfordernis, Störungen
auf dem Markt der Gemeinschaft zu verhindern, und
dem wirtschaftlichen Aspekt der Ausfuhren Rechnung
tragen.

(5) Aufgrund der derzeitigen Marktlage für Getreide, insbe-
sondere der Versorgungsaussichten, sind die Ausfuhrer-
stattungen abzuschaffen.

(6) Der Verwaltungsausschuss für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Ausfuhrerstattungen für Mischfuttermittel, die in der
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 genannt sind und der Verord-
nung (EG) Nr. 1517/95 unterliegen, werden wie im Anhang
der vorliegenden Verordnung angegeben gewährt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 30. Januar 2004 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 29. Januar 2004

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

30.1.2004 L 27/21Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 158 vom 27.6.2003, S. 1.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 51.



ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 29. Januar 2004 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für
Getreidemischfuttermittel

Für eine Ausfuhrerstattung kommen Erzeugnisse der nachstehenden Produktcodes in Frage:

2309 10 11 9000, 2309 10 13 9000, 2309 10 31 9000,
2309 10 33 9000, 2309 10 51 9000, 2309 10 53 9000,
2309 90 31 9000, 2309 90 33 9000, 2309 90 41 9000,
2309 90 43 9000, 2309 90 51 9000, 2309 90 53 9000

Getreideerzeugnis Bestimmung Maßeinheit Erstattung

Mais und Maiserzeugnisse der
KN-Codes 0709 90 60, 0712 90 19, 1005, 1102 20,
1103 13, 1103 29 40, 1104 19 50, 1104 23 und
1904 10 10

C10 EUR/t 0,00

Getreideerzeugnisse außer Mais und Maiserzeugnissen C10 EUR/t 0,00

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission
(ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.

C 10 Alle Bestimmungen außer Zypern, der Tschechischen Republik, Estland, Ungarn, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowenien
und der Slowakei.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 160/2004 DER KOMMISSION
vom 29. Januar 2004

zur Festsetzung der geltenden Erstattungssätze bei der Ausfuhr bestimmter Getreide- und Reis-
erzeugnisse in Form von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1784/2003 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
411/2002 der Kommission (4), insbesondere auf Artikel 13
Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr.
1766/92 und Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 3072/95 kann der Unterschied zwischen den Notie-
rungen oder Preisen auf dem Weltmarkt für die in
Artikel 1 dieser beiden Verordnungen genannten Erzeug-
nisse und den Preisen in der Gemeinschaft durch eine
Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden.

(2) In der Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 der Kommission
vom 13. Juli 2000 zur Festlegung der gemeinsamen
Verfahren bei der Regelung zur Gewährung von Aus-
fuhrerstattungen und der Kriterien zur Festsetzung des
Erstattungsbetrags für bestimmte landwirtschaftliche
Erzeugnisse, die in Form von nicht unter Anhang I des
Vertrags fallenden Waren ausgeführt werden (5), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 740/2003 (6),
sind diejenigen Erzeugnisse bezeichnet, für die bei ihrer
Ausfuhr in Form von im Anhang B der Verordnung
(EWG) Nr. 1766/92 oder im Anhang B der Verordnung
(EG) Nr. 3072/95 aufgeführten Waren ein Erstattungs-
satz festgesetzt werden muss.

(3) Gemäß Artikel 4 Absatz 1 erster Unterabsatz der
Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 muss der Erstattungs-
satz für jeden Monat für je 100 kg dieser Grunderzeug-
nisse festgesetzt werden.

(4) Die Verpflichtungen hinsichtlich der Erstattungen für die
Ausfuhr von landwirtschaftlichen Erzeugnissen, die in
Waren außerhalb des Geltungsbereichs von Anhang I
des Vertrags enthalten sind, könnten in Frage gestellt
werden, wenn hohe Erstattungssätze im Voraus festge-
legt werden. Infolgedessen sind Vorkehrungen gegen
solche Situationen zu ergreifen, ohne dass dadurch der
Abschluss langfristiger Verträge verhindert wird. Die
Festlegung eines Erstattungssatzes im Hinblick auf die
vorzeitige Festsetzung von Erstattungen trägt zur Verwir-
klichung dieser Ziele bei.

(5) Im Anschluss an die zwischen der Europäischen Gemein-
schaft und den Vereinigten Staaten von Amerika getrof-
fene Übereinkunft über die Ausfuhren von Teigwaren
aus der Gemeinschaft in die USA, die mit dem Beschluss
87/482/EWG des Rates (7) genehmigt wurde, muss die
Erstattung für Waren der KN-Codes 1902 11 00 und
1902 19 00 je nach Bestimmungsgebiet unterschiedlich
festgelegt werden.

(6) Nach Artikel 4 Absätze 3 und 5 der Verordnung (EG)
Nr. 1520/2000 gilt für das verarbeitete Grunderzeugnis
zum vermuteten Zeitpunkt der Herstellung der Waren
ein verminderter Erstattungssatz, weil die nach der
Verordnung (EWG) Nr. 1722/93 der Kommission (8),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1786/
2001 (9), gewährte Produktionserstattung zu berücksich-
tigen ist.

(7) Alkoholische Getränke werden als Erzeugnisse
betrachtet, die weniger empfindlich auf den Preis des zu
ihrer Herstellung verwendeten Getreides reagieren. Das
Protokoll Nr. 19 zum Vertrag über den Beitritt Däne-
marks, Irlands und des Vereinigten Königreichs sieht
allerdings vor, dass die notwendigen Maßnahmen festzu-
legen sind, um die Verwendung von Getreide aus der
Gemeinschaft zur Herstellung alkoholischer Getränke auf
Getreidebasis zu erleichtern. Infolgedessen sind die
Erstattungssätze für in Form von alkoholischen
Getränken aufgeführtes Getreide anzupassen.

(8) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1039/2003 des Rates
vom 2. Juni 2003 zur Annahme autonomer Übergan-
gsmaßnahmen betreffend die Einfuhr bestimmter land-
wirtschaftlicher Verarbeitungserzeugnisse mit Ursprung
in Estland und die Ausfuhr bestimmter landwirtschaftli-
cher Erzeugnisse nach Estland (10), der Verordnung (EG)
Nr. 1086/2003 des Rates vom 18. Juni 2003 zur
Annahme autonomer Übergangsmaßnahmen betreffend
die Einfuhr bestimmter landwirtschaftlicher Verarbei-
tungserzeugnisse mit Ursprung in Slowenien und die
Ausfuhr bestimmter landwirtschaftlicher Verarbeitungs-
erzeugnisse nach Slowenien (11), der Verordnung (EG)
Nr. 1087/2003 des Rates vom 18. Juni 2003 zur
Annahme autonomer Übergangsmaßnahmen betreffend
die Einfuhr bestimmter landwirtschaftlicher Verarbei-
tungserzeugnisse mit Ursprung in Lettland und die
Ausfuhr bestimmter landwirtschaftlicher Verarbeitungs-
erzeugnisse nach Lettland (12), der Verordnung (EG) Nr.
1088/2003 des Rates vom 18. Juni 2003 zur Annahme
autonomer Übergangsmaßnahmen betreffend die Einfuhr
bestimmter landwirtschaftlicher Verarbeitungserzeug-
nisse mit Ursprung in Litauen und die Ausfuhr
bestimmter landwirtschaftlicher Verarbeitungserzeug-
nisse nach Litauen (13), der Verordnung (EG) Nr. 1089/
2003 des Rates vom 18. Juni 2003 zur Annahme auto-
nomer Übergangsmaßnahmen betreffend die Einfuhr
bestimmter landwirtschaftlicher Verarbeitungserzeug-
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nisse mit Ursprung in der Slowakischen Republik und
die Ausfuhr bestimmter landwirtschaftlicher Verarbei-
tungserzeugnisse in die Slowakische Republik (1) und der
Verordnung (EG) Nr. 1090/2003 des Rates vom 18. Juni
2003 zur Annahme autonomer Übergangsmaßnahmen
betreffend die Einfuhr bestimmter landwirtschaftlicher
Verarbeitungserzeugnisse mit Ursprung in der Tschechi-
schen Republik und die Ausfuhr bestimmter landwirt-
schaftlicher Verarbeitungserzeugnisse in die Tschechische
Republik (2) werden mit Wirkung vom 1. Juli 2003 für
nicht in Anhang I des Vertrags aufgeführte landwirt-
schaftliche Verarbeitungserzeugnisse bei der Ausfuhr
nach Estland, Slowenien, Lettland, Litauen, in die Slowa-
kische Republik oder in die Tschechische Republik keine
Ausfuhrerstattungen gewährt.

(9) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 999/2003 des Rates
vom 2. Juni 2003 zur Annahme autonomer Über-
gangsmaßnahmen betreffend die Einfuhr bestimmter
landwirtschaftlicher Verarbeitungserzeugnisse mit
Ursprung in Ungarn und die Ausfuhr bestimmter land-
wirtschaftlicher Erzeugnisse nach Ungarn (3) werden mit
Wirkung vom 1. Juli 2003 für die in Artikel 1 Absatz 2
der Verordnung genannten Erzeugnisse bei der Ausfuhr
nach Ungarn keine Ausfuhrerstattungen gewährt.

(10) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1890/2003 des Rates
vom 27. Oktober 2003 zur Annahme autonomer Über-
gangsmaßnahmen betreffend die Einfuhr bestimmter
landwirtschaftlicher Verarbeitungserzeugnisse mit
Ursprung in Malta und die Ausfuhr bestimmter landwirt-
schaftlicher Verarbeitungserzeugnisse nach Malta (4)

werden mit Wirkung vom 1. November 2003 für nicht
in Anhang I des Vertrags aufgeführte landwirtschaftliche
Verarbeitungserzeugnisse bei der Ausfuhr nach Malta
keine Ausfuhrerstattungen gewährt.

(11) Da jedoch unbedingt sichergestellt sein muss, dass die
peinlich genaue Verwaltung keine Unterbrechung
erfährt, muss sowohl den Ausgabenvorausschätzungen
als auch den verfügbaren Haushaltsmitteln Rechnung
getragen werden.

(12) Der Verwaltungsausschuss für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die geltenden Erstattungssätze für die im Anhang A der
Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 und in Artikel 1 der Verord-
nung (EWG) Nr. 1766/92 oder in Artikel 1 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 3072/95 aufgeführten Grunderzeugnisse
die in Form von im Anhang B der Verordnung (EWG) Nr.
1766/92 obzw. im Anhang B der geänderten Verordnung (EG)
Nr. 3072/95 genannten Waren ausgeführt werden, werden
entsprechend dem Anhang dieser Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 30. Januar 2004 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 29. Januar 2004

Für die Kommission
Erkki LIIKANEN

Mitglied der Kommission
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ANHANG

Bei der Ausfuhr bestimmter Getreide- und Reiserzeugnissen in Form von nicht unter Anhang I des Vertrags
fallenden Waren ab dem 30. Januar 2004 geltende Erstattungssätze

(EUR/100 kg)

KN-Code Bezeichnung der Erzeugnisse (1)

Erstattungssätze pro 100 kg des
Grunderzeugnisses (2)

bei Festlegung der
Erstattungen im

Voraus

in den anderen
Fällen

1001 10 00 Hartweizen:

– bei der Ausfuhr von Waren der KN-Codes 1902 11 und 1902 19 nach den Verei-
nigten Staaten von Amerika

— —

– in allen anderen Fällen — —

1001 90 99 Weichweizen und Mengkorn:

– bei der Ausfuhr von Waren der KN-Codes 1902 11 und 1902 19 nach den Verei-
nigten Staaten von Amerika

— —

– in allen anderen Fällen:

– – bei Anwendung von Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 (3) — —

– – bei Ausfuhr von Waren des Kapitels 2208 (4) — —

– – in allen anderen Fällen — —

1002 00 00 Roggen — —

1003 00 90 Gerste

– bei Ausfuhr von Waren des Kapitels 2208 (4) — —

– in allen anderen Fällen — —

1004 00 00 Hafer — —

1005 90 00 Mais, verwendet in Form von:

– Stärke:

– – bei Anwendung von Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 (3) 2,939 2,939

– – bei Ausfuhr von Waren des Kapitels 2208 (4) — —

– – in allen anderen Fällen 2,939 2,939

– Glucose, Glucosesirup, Maltodextrin, Maltodextrinsirup der KN-Codes 1702 30 51,
1702 30 59, 1702 30 91, 1702 30 99, 1702 40 90, 1702 90 50, 1702 90 75,
1702 90 79, 2106 90 55 (5):

– – bei Anwendung von Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 (3) 2,204 2,204

– – bei Ausfuhr von Waren des Kapitels 2208 (4) — —

– – in allen anderen Fällen 2,204 2,204

– bei Ausfuhr von Waren des Kapitels 2208 (4) — —

– anderer (einschließlich in unverarbeitetem Zustand verwendet) 2,939 2,939

Kartoffelstärke des KN-Codes 1108 13 00, gleichgestellt mit einem aus der Verarbei-
tung von Mais hergestellten Produkt:

– bei Anwendung von Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 (3) 2,939 2,939

– – bei Ausfuhr von Waren des Kapitels 2208 (4) — —

– in allen anderen Fällen 2,939 2,939
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(EUR/100 kg)

KN-Code Bezeichnung der Erzeugnisse (1)

Erstattungssätze pro 100 kg des
Grunderzeugnisses (2)

bei Festlegung der
Erstattungen im

Voraus

in den anderen
Fällen

ex 1006 30 Vollständig geschliffener Reis:

– rundkörniger Reis 11,500 11,500

– mittelkörniger Reis 11,500 11,500

– langkörniger Reis 11,500 11,500

1006 40 00 Bruchreis 3,000 3,000

1007 00 90 Körner-Sorghum, anderes als Hybriden zur Aussaat — —

(1) Hinsichtlich der landwirtschaftlichen Erzeugnisse müssen die im Anhang E der Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 der Kommission angegebenen Koeffizienten angewandt
werden (ABl. L 177 vom 15.7.2000, S. 1).

(2) Mit Wirkung vom 1. Juli 2003 sind diese Sätze nicht anwendbar auf nicht unter Anhang I des Vertrags fallende Erzeugnisse, die nach Estland, Lettland, Litauen, in die
Slowakische Republik, nach Slowenien oder in die Tschechische Republik ausgeführt werden, sowie auf die in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 999/2003
genannten Erzeugnisse bei der Ausfuhr nach Ungarn. Mit Wirkung vom 1. November 2003 sind diese Sätze nicht anwendbar auf nicht unter Anhang I des Vertrags
fallende Erzeugnisse bei der Ausfuhr nach Malta.

(3) Die betreffende Ware fällt unter den KN-Code 3505 10 50.
(4) Waren, aufgenommen in Anhang B der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 oder gemäß Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 2825/93.
(5) Für Sirupe der KN-Codes 1702 30 99, 1702 40 90 und 1702 60 90, hergestellt als Mischung von Glucose- und Fructosesirup, gibt nur der Glucosesirup Recht auf

Ausfuhrerstattung.

30.1.2004L 27/26 Amtsblatt der Europäischen UnionDE



VERORDNUNG (EG) Nr. 161/2004 DER KOMMISSION
vom 29. Januar 2004

zur Festlegung der Produktionserstattung bei der Verwendung von Weißzucker durch die
chemische Industrie

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 39/
2004 der Kommissions (2), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1260/2001 kann beschlossen werden, für Erzeugnisse
nach Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a) und f) und für
Sirupe nach Buchstabe d) sowie für chemisch reine Fruk-
tose (Lävulose) des KN-Codes 1702 50 00 als Zwischen-
erzeugnis, die sich in einer der Situationen gemäß
Artikel 23 Absatz 2 EG-Vertrag befinden und zur
Herstellung bestimmter Erzeugnisse der chemischen
Industrie verwendet werden, Produktionserstattungen zu
gewähren.

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 1265/2001 der Kommission
vom 27. Juni 2001 mit Durchführungsbestimmungen
für die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates über
die Gewährung der Produktionserstattung bei der
Verwendung von bestimmten Erzeugnissen des Zucker-
sektors in der chemischen Industrie (3) enthält die
Bestimmungen zur Festsetzung der Produktionserstat-
tungen und nennt die chemischen Erzeugnisse, bei deren
Herstellung die Gewährung der Produktionserstattung
für die bei dieser Herstellung verwendeten Grunderzeug-
nisse zulässig ist. Gemäß den Artikeln 5, 6 und 7 der
Verordnung (EG) Nr. 1265/2001 leitet sich die Produkti-
onserstattung für Rohzucker, Saccharosesirupe und
Isoglukose in unverarbeitetem Zustand zu den für jedes
dieser Grunderzeugnisse spezifischen Bedingungen von
der für Weißzucker festgesetzten Erstattung ab.

(3) Gemäß Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 1265/2001
wird die Produktionserstattung für Weißzucker monat-
lich für einen Zeitraum festgesetzt, der jeweils am ersten
Tag eines Monats beginnt. Ändern sich die Preise für
Gemeinschaftszucker und/oder die Weltmarktpreise für
Zucker in dem entsprechenden Zeitraum beträchtlich, so
kann die Erstattung angepasst werden. In Anwendung
dieser Bestimmungen wird die Produktionserstattung
gemäß Artikel 1 für den ebenfalls dort genannten Zeit-
raum festgelegt.

(4) Aufgrund der Änderung der Definition von Weiß- und
Rohzucker gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben a) und
b) der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 fällt Zucker mit
Zusatz von Aroma-, Farb- oder anderen Stoffen nicht
mehr unter diese Rubrik und ist daher als „anderer
Zucker“ zu betrachten. Gemäß Artikel 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1265/2001 kommen diese Zuckersorten jedoch
als Grunderzeugnisse für eine Produktionserstattung in
Frage. Zur Festsetzung der Produktionserstattung für
diese Erzeugnisse sollte daher eine auf ihrem Saccharose-
gehalt beruhende Berechnungsmethode eingeführt
werden.

(5) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für
Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Produktionserstattung für Weißzucker gemäß Artikel 4 der
Verordnung (EG) Nr. 1265/2001 wird auf 46,618 EUR/
100 kg netto festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 2004 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 29. Januar 2004

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 162/2004 DER KOMMISSION
vom 29. Januar 2004

über die Erteilung von Einfuhrlizenzen für Rohrzucker im Rahmen bestimmter Zollkontingente
und Präferenzabkommen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1095/96 des Rates vom
18. Juni 1996 zur Anwendung der Zugeständnisse gemäß der
nach Abschluss der Verhandlungen im Rahmen des Artikels
XXIV Absatz 6 des GATT aufgestellten Liste CXL (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1159/2003 der Kommis-
sion vom 30. Juni 2003 mit Durchführungsbestimmungen zur
Einfuhr von Rohrzucker im Rahmen bestimmter Zollkontin-
gente und Präferenzabkommen für die Wirtschaftsjahre 2003/
04, 2004/05 und 2005/06 sowie zur Änderung der Verord-
nungen (EG) Nr. 1464/95 und (EG) Nr. 779/96 (3), insbeson-
dere auf Artikel 5 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 1159/2003 enthält
die Modalitäten für die Festsetzung der in Weißzucker-
äquivalent ausgedrückten Mengen der Lieferverpflich-
tungen für die Einfuhren zum Zollsatz Null von Erzeug-
nissen des KN-Codes 1701 mit Ursprung in den Unter-
zeichnerländern des AKP-Protokolls und des Abkom-
mens mit Indien.

(2) Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 1159/2003 enthält
die Modalitäten für die Ermittlung der in Weißzucker-
äquivalent ausgedrückten Mengen der Zollkontingente
für die Einfuhren zum Zollsatz Null von Erzeugnissen
des KN-Codes 1701 11 10 mit Ursprung in den Unter-
zeichnerländern des AKP-Protokolls und des Abkom-
mens mit Indien.

(3) Artikel 22 der Verordnung (EG) Nr. 1159/2003 enthält
die Modalitäten für die Eröffnung der Zollkontingente
für die Einfuhren zum Zollsatz 98 EUR/Tonne von
Erzeugnissen des KN-Codes 1701 11 10 mit Ursprung in
Brasilien, Kuba und anderen Drittländern.

(4) In der Woche vom 19. bis 23. Januar 2004 sind bei den
zuständigen Behörden gemäß Artikel 5 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1159/2003 Anträge auf Erteilung
von Einfuhrlizenzen für eine Gesamtmenge gestellt
worden, die die Menge der Lieferverpflichtung je betref-
fendes Land, wie sie gemäß Artikel 9 der Verordnung
(EG) Nr. 1159/2003 für Präferenzzucker AKP-Indien
festgesetzt wurde, überschreitet.

(5) Die Kommission muss daher einen Kürzungskoeffi-
zienten festlegen, um eine Lizenzerteilung im Verhältnis
zu der verfügbaren Menge vornehmen zu können, und
bekannt geben, dass die betreffende Höchstmenge er-
reicht wurde —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die vom 19. bis 23. Januar 2004 gemäß Artikel 5 Absatz 1
der Verordnung (EG) Nr. 1159/2003 gestellten Anträge auf
Erteilung von Einfuhrlizenzen werden die Lizenzen im Rahmen
der im Anhang der vorliegenden Verordnung angegebenen
Höchstmengen erteilt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 29. Januar 2004

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

Präferenzzucker AKP-Indien

Titel II der Verordnung (EG) Nr. 1159/2003

Wirtschaftsjahr 2003/04

Betreffendes Land

Für die Lizenzerteilung zu
berücksichtigender Prozentsatz der in der

Woche vom 19. bis 23. Januar 2004
beantragten Mengen

Höchstmenge

Barbados 100

Belize 100

Kongo 99,5656 Erreicht

Fidschi 100

Guyana 100

Indien 0 Erreicht

Côte d'Ivoire 100

Jamaika 100

Kenia 100

Madagaskar 100

Malawi 100

Mauritius 100

St. Kitts und Nevis 100

Swasiland 100

Tansania 0 Erreicht

Trinidad und Tobago 100

Sambia 100

Simbabwe 100

Sonderpräferenzzucker

Titel III der Verordnung (EG) Nr. 1159/2003

Wirtschaftsjahr 2003/04

Betreffendes Land

Für die Lizenzerteilung zu
berücksichtigender Prozentsatz der in der

Woche vom 19. bis 23. Januar 2004
beantragten Mengen

Höchstmenge

Indien 0 Erreicht

Andere 100

Zucker Zugeständnisse CXL

Titel IV der Verordnung (EG) Nr. 1159/2003

Wirtschaftsjahr 2003/04

Betreffendes Land

Für die Lizenzerteilung zu
berücksichtigender Prozentsatz der in der

Woche vom 19. bis 23. Januar 2004
beantragten Mengen

Höchstmenge

Brasilien 100

Kuba 100

Andere Drittländer 100
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VERORDNUNG (EG) Nr. 163/2004 DER KOMMISSION
vom 29. Januar 2004

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Reis und Bruchreis sowie zur Aussetzung der
Erteilung von Ausfuhrlizenzen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
411/2002 der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 13
Absatz 3 zweiter Unterabsatz und Artikel 13 Absatz 15,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95 bestimmt,
dass der Unterschied zwischen den Notierungen oder
den Preisen auf dem Weltmarkt für die in Artikel 1
dieser Verordnung genannten Erzeugnisse und den
Preisen für diese Erzeugnisse in der Gemeinschaft durch
eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden
kann.

(2) Gemäß Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr.
3072/95 müssen die Erstattungen festgesetzt werden
unter Berücksichtigung der Lage und der voraussichtli-
chen Entwicklung der Verfügbarkeit von Reis und
Bruchreis und deren Preisen in der Gemeinschaft einer-
seits und der Preise für Reis und Bruchreis auf dem Welt-
markt andererseits. Nach dem gleichen Text ist es eben-
falls wichtig, auf den Reismärkten eine ausgeglichene
Lage und eine natürliche Entwicklung hinsichtlich der
Preise und der Handelsströme sicherzustellen. Ferner ist
es wichtig, dem wirtschaftlichen Gesichtspunkt der künf-
tigen Ausfuhren, dem Interesse an der Vermeidung von
Marktstörungen in der Gemeinschaft sowie den
Beschränkungen aufgrund der gemäß Artikel 300 des
Vertrags geschlossenen Übereinkommen Rechnung zu
tragen.

(3) Die Verordnung (EWG) Nr. 1361/76 der Kommission (3)
hat die Höchstmenge Bruchreis festgelegt, die der Reis
enthalten darf, für den die Erstattung bei der Ausfuhr
festgesetzt wird, und hat den Prozentsatz der Verminde-
rung bestimmt, der auf die Erstattung angewandt wird,
wenn der im ausgeführten Reis enthaltene Anteil
Bruchreis diese Höchstmenge übersteigt.

(4) Da nach einigen Bestimmungen 8 800 t Reis aufgeführt
werden könnten, sollte das Verfahren nach Artikel 8
Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1342/2003 der
Kommission (4) angewandt werden. Bei der Festsetzung
der Erstattungen ist dem Rechnung zu tragen.

(5) Die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 hat in Artikel 13
Absatz 5 die besonderen Kriterien festgesetzt, die bei der
Berechnung der Erstattungen bei der Ausfuhr von Reis
und Bruchreis zu berücksichtigen sind.

(6) Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor-
dernisse bestimmter Märkte können die Unterteilung der
Erstattung für gewisse Erzeugnisse gemäß ihrer Bestim-
mung notwendig machen.

(7) Zur Berücksichtigung der auf einigen Märkten beste-
henden Nachfrage nach verpacktem Langkornreis ist die
Festsetzung einer besonderen Erstattung für das betref-
fende Erzeugnis vorzusehen.

(8) Die Erstattung muss mindestens einmal im Monat festge-
setzt werden; sie kann innerhalb dieses Zeitraums abge-
ändert werden.

(9) Die Anwendung dieser Modalitäten auf die gegenwärtige
Lage des Reismarkts und insbesondere auf die Notie-
rungen oder Preise von Reis und Bruchreis in der
Gemeinschaft und auf dem Weltmarkt führt zu einer
Festsetzung der Erstattung in Höhe der im Anhang zu
dieser Verordnung genannten Beträge.

(10) Im Rahmen der Verwaltung der sich aus den WHO-
Verpflichtungen der Gemeinschaft ergebenden mengen-
mäßigen Beschränkungen sollte die Erteilung von
Ausfuhrlizenzen mit Erstattung ausgesetzt werden.

(11) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Ausfuhrerstattungen für die in Artikel 1, ausgenommen die
in Absatz 1 unter Buchstabe c), der Verordnung (EG) Nr. 3072/
95 genannten Erzeugnisse im ursprünglichen Zustand werden
wie im Anhang angegeben festgesetzt.

Artikel 2

Die Erteilung von Ausfuhrlizenzen mit Vorausfestsetzung der
Erstattung für die im Anhang genannten Erzeugnisse wird, die
im Anhang vorgesehenen 8 800 t ausgenommen, ausgesetzt.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am 30. Januar 2004 in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 29. Januar 2004

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 29. Januar 2004 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Reis und
Bruchreis sowie zur Aussetzung der Erteilung von Ausfuhrlizenzen

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbe-
trag (1)

1006 20 11 9000 R01 EUR/t 87
1006 20 13 9000 R01 EUR/t 87
1006 20 15 9000 R01 EUR/t 87
1006 20 17 9000 — EUR/t —
1006 20 92 9000 R01 EUR/t 87
1006 20 94 9000 R01 EUR/t 87
1006 20 96 9000 R01 EUR/t 87
1006 20 98 9000 — EUR/t —
1006 30 21 9000 R01 EUR/t 87
1006 30 23 9000 R01 EUR/t 87
1006 30 25 9000 R01 EUR/t 87
1006 30 27 9000 — EUR/t —
1006 30 42 9000 R01 EUR/t 87
1006 30 44 9000 R01 EUR/t 87
1006 30 46 9000 R01 EUR/t 87
1006 30 48 9000 — EUR/t —
1006 30 61 9100 R01 EUR/t 109

R02 EUR/t 115
R03 EUR/t 120

064 und 066 EUR/t 135
A97 EUR/t 115

021 und 023 EUR/t 115
1006 30 61 9900 R01 EUR/t 109

A97 EUR/t 115
064 und 066 EUR/t 135

1006 30 63 9100 R01 EUR/t 109
R02 EUR/t 115
R03 EUR/t 120

064 und 066 EUR/t 135
A97 EUR/t 115

021 und 023 EUR/t 115
1006 30 63 9900 R01 EUR/t 109

064 und 066 EUR/t 135
A97 EUR/t 115

1006 30 65 9100 R01 EUR/t 109
R02 EUR/t 115
R03 EUR/t 120

064 und 066 EUR/t 135
A97 EUR/t 115

021 und 023 EUR/t 115

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbe-
trag (1)

1006 30 65 9900 R01 EUR/t 109
064 und 066 EUR/t 135

A97 EUR/t 115
1006 30 67 9100 021 und 023 EUR/t 115

064 und 066 EUR/t 135
1006 30 67 9900 064 und 066 EUR/t 135
1006 30 92 9100 R01 EUR/t 109

R02 EUR/t 115
R03 EUR/t 120

064 und 066 EUR/t 135
A97 EUR/t 115

021 und 023 EUR/t 115
1006 30 92 9900 R01 EUR/t 109

A97 EUR/t 115
064 und 066 EUR/t 135

1006 30 94 9100 R01 EUR/t 109
R02 EUR/t 115
R03 EUR/t 120

064 und 066 EUR/t 135
A97 EUR/t 115

021 und 023 EUR/t 115
1006 30 94 9900 R01 EUR/t 109

A97 EUR/t 115
064 und 066 EUR/t 135

1006 30 96 9100 R01 EUR/t 109
R02 EUR/t 115
R03 EUR/t 120

064 und 066 EUR/t 135
A97 EUR/t 115

021 und 023 EUR/t 115
1006 30 96 9900 R01 EUR/t 109

A97 EUR/t 115
064 und 066 EUR/t 135

1006 30 98 9100 021 und 023 EUR/t 115
1006 30 98 9900 — EUR/t —
1006 40 00 9000 — EUR/t —

(1) Das Verfahren gemäß Artikel 8 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1342/2003 findet Anwendung auf die im Rahmen dieser Verordnung beantragten Mengen gemäß
ihrer Bestimmung:
R01: 4 000 t
R02 und R03: 3 000 t,
021 und 023: 500 t,
064 und 066: 1 000 t,
A97: 300 t.

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 2081/2003 der Kommission (ABl. L 313 vom 28.11.2003,
S. 11) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2081/2003 der Kommission (ABl. L 313 vom 28.11.2003,
S. 11) festgelegt.
Die übrigen Bestimmungsländer/-gebiete sind wie folgt definiert:
R01 Schweiz, Liechtenstein, Gebiete der Gemeinden Livigno und Campione d'Italia.
R02 Marokko, Algerien, Tunesien, Malta, Ägypten, Israel, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, die Arabische Republik Syrien, die Ex-Spanische Sahara, Zypern,

Jordanien, Irak, die Islamische Republik Iran, Jemen, Kuwait, die Vereinigten Arabischen Emirate, Oman, Bahrain, Katar, Saudi-Arabien, Eritrea, Westjordanland/
Gazastreifen, Estland, Lettland, Litauen, Polen, die Tschechische Republik, Slowenien, Slowakei, Norwegen, die Färöer, Island, die Russische Föderation, Belarus,
Bosnien und Herzegowina, Kroatien, Serbien und Montenegro, die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Albanien, Bulgarien, Georgien, Armenien,
Aserbaidschan, die Republik Moldau, Ukraine, Kasachstan, Turkmenistan, Usbekistan, Tadschikistan, Kirgisistan.

R03 Kolumbien, Ecuador, Peru, Bolivien, Chile, Argentinien, Uruguay, Paraguay, Brasilien, Venezuela, Kanada, Mexiko, Guatemala, Honduras, El Salvador, Nicaragua,
Costa Rica, Panama, Kuba, Bermuda, Südafrika, Australien, Neuseeland, Hongkong SAR, Singapur, A40 mit Ausnahme von den Niederländischen Antillen, Aruba
und den Turks- und Caicas-Inseln, A11 mit Ausnahme von Suriname, Guyana und Madagaskar.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 164/2004 DER KOMMISSION
vom 29. Januar 2004

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreide, Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von
Weizen oder Roggen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1104/2003 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92
bestimmt, dass der Unterschied zwischen den Notie-
rungen oder den Preisen auf dem Weltmarkt für die in
Artikel 1 derselben Verordnung genannten Erzeugnisse
und den Preisen für diese Erzeugnisse in der Gemein-
schaft durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgegli-
chen werden kann.

(2) Bei der Festsetzung der Erstattungen sind die Faktoren
zu berücksichtigen, die in Artikel 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1501/95 der Kommission vom 29. Juni 1995 mit
Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EWG)
Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der Gewährung von
Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der bei
Störungen im Getreidesektor zu treffenden
Maßnahmen (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1431/2003 (4).

(3) Für Mehle, Grobgrieß und Feingrieß aus Weizen und
Roggen muss die auf diese Erzeugnisse anwendbare
Erstattung unter Berücksichtigung der zur Herstellung
der betreffenden Erzeugnisse notwendigen Getreide-
menge berechnet werden. Diese Mengen sind in der
Verordnung (EG) Nr. 1501/95 festgesetzt worden.

(4) Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor-
dernisse bestimmter Märkte können die Unterteilung der
Erstattung für gewisse Erzeugnisse gemäß ihrer Bestim-
mung notwendig machen.

(5) Die Erstattung muss mindestens einmal monatlich festge-
setzt werden. Sie kann innerhalb dieses Zeitraums abge-
ändert werden.

(6) Die Anwendung dieser Modalitäten auf die gegenwärtige
Lage der Getreidemärkte und insbesondere auf die Notie-
rungen oder Preise dieser Erzeugnisse in der Gemein-
schaft und auf dem Weltmarkt führt zur Festsetzung der
Erstattung in Höhe der im Anhang genannten Beträge.

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erstattungen bei der Ausfuhr der in Artikel 1 Buchstaben
a), b) und c) der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 genannten
Erzeugnisse, Malz ausgenommen, in unverändertem Zustand
sind im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 2004 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 29. Januar 2004

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

30.1.2004 L 27/33Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 158 vom 27.6.2003, S. 1.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(4) ABl. L 203 vom 12.8.2003, S. 16.



ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 29. Januar 2004 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreide,
Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen oder Roggen

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag

1001 10 00 9200 — EUR/t —

1001 10 00 9400 — EUR/t —

1001 90 91 9000 — EUR/t —

1001 90 99 9000 — EUR/t —

1002 00 00 9000 — EUR/t —

1003 00 10 9000 — EUR/t —

1003 00 90 9000 — EUR/t —

1004 00 00 9200 — EUR/t —

1004 00 00 9400 A00 EUR/t 0

1005 10 90 9000 — EUR/t —

1005 90 00 9000 — EUR/t —

1007 00 90 9000 — EUR/t —

1008 20 00 9000 — EUR/t —

1101 00 11 9000 — EUR/t —

1101 00 15 9100 A00 EUR/t 0

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag

1101 00 15 9130 A00 EUR/t 0

1101 00 15 9150 A00 EUR/t 0

1101 00 15 9170 A00 EUR/t 0

1101 00 15 9180 A00 EUR/t 0

1101 00 15 9190 — EUR/t —

1101 00 90 9000 — EUR/t —

1102 10 00 9500 A00 EUR/t 0

1102 10 00 9700 A00 EUR/t 0

1102 10 00 9900 — EUR/t —

1103 11 10 9200 A00 EUR/t 0 (1)

1103 11 10 9400 A00 EUR/t 0 (1)

1103 11 10 9900 — EUR/t —

1103 11 90 9200 A00 EUR/t 0 (1)

1103 11 90 9800 — EUR/t —

(1) Enthält das Erzeugnis gepressten agglomerierten Grieß, wird keine Erstattung gewährt.
NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1)

festgelegt.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 165/2004 DER KOMMISSION
vom 29. Januar 2004

zur Festsetzung der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Berichtigung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1104/2003 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 8,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Aufgrund von Artikel 13 Absatz 8 der Verordnung
(EWG) Nr. 1766/92 wird bei der Ausfuhr von Getreide
aufgrund eines bei Beantragung der Ausfuhrlizenz zu
stellenden Antrags der Erstattungsbetrag, der am Tage
der Vorlage des Antrags auf Erteilung einer Ausfuhrli-
zenz gilt, auf ein Ausfuhrgeschäft angewandt, das
während der Gültigkeitsdauer dieser Ausfuhrlizenz
durchgeführt werden soll. In diesem Fall kann der Erstat-
tungsbetrag berichtigt werden.

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommis-
sion vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestim-
mungen zur Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
hinsichtlich der Gewährung von Ausfuhrerstattungen
und zur Festlegung der bei Störungen im Getreidesektor
zu treffenden Maßnahmen (3), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1431/2003 (4), kann für die in
Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c) der Verordnung (EWG)
Nr. 1766/92 genannten Erzeugnisse ein Berichtigungsbe-
trag festgesetzt werden. Dieser Berichtigungsbetrag muss
unter Berücksichtigung der in Artikel 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1501/95 aufgeführten Faktoren berechnet
werden.

(3) Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor-
dernisse bestimmter Märkte können die Differenzierung
der Berichtigung gemäß ihrer Bestimmung erforderlich
machen.

(4) Die Berichtigung muss gleichzeitig mit der Erstattung
und nach dem gleichen Verfahren festgesetzt werden; sie
kann zwischenzeitlich abgeändert werden.

(5) Aus den vorgenannten Bestimmungen ergibt sich, dass
der Berichtigungsbetrag entsprechend dem Anhang
dieser Verordnung festgesetzt werden muss.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Betrag, um den die im voraus festgesetzten Erstattungen
bei der Ausfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a), b)
und c) der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 genannten Erzeug-
nisse mit Ausnahme von Malz zu berichtigen sind, ist im
Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 2004 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 29. Januar 2004

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 29. Januar 2004 zur Festsetzung der bei der Erstattung für Getreide
anzuwendenden Berichtigung

(EUR/t)

Erzeugniscode Bestimmung
Laufender

Monat
2

1. Term.

3

2. Term.

4

3. Term.

5

4. Term.

6

5. Term.

7

6. Term.

8

1001 10 00 9200 — — — — — — — —

1001 10 00 9400 — — — — — — — —

1001 90 91 9000 — — — — — — — —

1001 90 99 9000 — — — — — — — —

1002 00 00 9000 — — — — — — — —

1003 00 10 9000 — — — — — — — —

1003 00 90 9000 — — — — — — — —

1004 00 00 9200 — — — — — — — —

1004 00 00 9400 A00 0 0 0 0 0 — —

1005 10 90 9000 — — — — — — — —

1005 90 00 9000 — — — — — — — —

1007 00 90 9000 — — — — — — — —

1008 20 00 9000 — — — — — — — —

1101 00 11 9000 — — — — — — — —

1101 00 15 9100 A00 0 0 0 0 0 — —

1101 00 15 9130 A00 0 0 0 0 0 — —

1101 00 15 9150 A00 0 0 0 0 0 — —

1101 00 15 9170 A00 0 0 0 0 0 — —

1101 00 15 9180 A00 0 0 0 0 0 — —

1101 00 15 9190 — — — — — — — —

1101 00 90 9000 — — — — — — — —

1102 10 00 9500 A00 0 0 0 0 0 — —

1102 10 00 9700 A00 0 0 0 0 0 — —

1102 10 00 9900 — — — — — — — —

1103 11 10 9200 A00 0 0 0 0 0 — —

1103 11 10 9400 A00 0 0 0 0 0 — —

1103 11 10 9900 — — — — — — — —

1103 11 90 9200 A00 0 0 0 0 0 — —

1103 11 90 9800 — — — — — — — —

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987, S.
1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 1779/2002 der Kommission (ABl. L 269 vom 5.10.2002,
S. 6) festgelegt.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 166/2004 DER KOMMISSION
vom 29. Januar 2004

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Malz

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 0,5 des Rates vom 30.
Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1104/2003 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 2 dritter
Unterabsatz,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 0,5 kann
der Unterschied zwischen den Notierungen oder Preisen
auf dem Weltmarkt für die in Artikel 1 derselben
Verordnung genannten Erzeugnisse und den Preisen für
die Erzeugnisse in der Gemeinschaft durch eine Erstat-
tung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden.

(2) Bei der Festsetzung der Erstattungen sind die Faktoren
zu berücksichtigen, die in Artikel 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1501/95 der Kommission vom 29. Juni 1995 mit
Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EWG)
Nr. 0,5 des Rates hinsichtlich der Gewährung von
Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der bei
Störungen im Getreidesektor zu treffenden
Maßnahmen (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1431/2003 (4).

(3) Bei Malz muss die auf diese Erzeugnisse anwendbare
Erstattung unter Berücksichtigung der zur Herstellung
der betreffenden Erzeugnisse notwendigen Getreide-
menge berechnet werden. Diese Mengen sind mit der
Verordnung (EG) Nr. 1501/95 festgesetzt worden.

(4) Die Lage auf dem Weltmarkt oder besondere Erforde-
rnisse bestimmter Märkte können die Differenzierung
der Erstattung für bestimmte Erzeugnisse nach ihrer
Bestimmung erforderlich machen.

(5) Die Erstattung muss einmal monatlich festgesetzt
werden; sie kann zwischenzeitlich geändert werden.

(6) Bei Anwendung aller dieser Vorschriften unter Berück-
sichtigung der derzeitigen Lage des Getreidemarktes,
insbesondere der Notierungen bzw. Preise für diese
Erzeugnisse in der Gemeinschaft und auf dem Welt-
markt, sind die Erstattungen gemäß dem Anhang dieser
Verordnung festzusetzen.

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erstattungen bei der Ausfuhr von in Artikel 1 Absatz 1
Buchstabe c) der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 genanntem
Malz sind im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 2004 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 29. Januar 2004

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 29. Januar 2004 zur Festsetzung der für Malz anzuwendenden Erstat-
tungen bei der Ausfuhr

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag

1107 10 19 9000 A00 EUR/t 0,00

1107 10 99 9000 A00 EUR/t 0,00

1107 20 00 9000 A00 EUR/t 0,00

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission
(ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 1779/2002 der Kommission (ABl. L 269 vom
5.10.2002, S. 6) festgelegt.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 167/2004 DER KOMMISSION
vom 29. Januar 2004

zur Festsetzung der bei der Erstattung für Malz anzuwendenden Berichtigung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1104/2003 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 8,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Aufgrund von Artikel 13 Absatz 8 der Verordnung
(EWG) Nr. 1766/92 wird bei der Ausfuhr von Getreide
aufgrund eines bei Beantragung der Ausfuhrlizenz zu
stellenden Antrags der Erstattungsbetrag, der am Tage
der Vorlage des Antrags auf Erteilung einer Ausfuhrli-
zenz gilt und nach Maßgabe des im Monat der Ausfuhr
gültigen Schwellenpreises zu berichtigen ist, auf ein
Ausfuhrgeschäft angewandt, das während der Gültig-
keitsdauer dieser Ausfuhrlizenz durchgeführt werden
soll. In diesem Fall kann der Erstattungsbetrag berichtigt
werden.

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommis-
sion vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestim-
mungen zur Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
hinsichtlich der Gewährung von Ausfuhrerstattungen
und zur Festlegung der bei Störungen im Getreidesektor
zu treffenden Maßnahmen (3), zuletzt geändert durch die

Verordnung (EG) Nr. 1431/2003 (4), kann für in Artikel
1 Absatz 1 Buchstabe c) der Verordnung (EWG) Nr.
1766/92 genanntes Malz ein Berichtigungsbetrag festge-
setzt werden. Dieser Berichtigungsbetrag muss unter
Berücksichtigung der in Artikel 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1501/95 aufgeführten Faktoren berechnet werden.

(3) Aus den vorgenannten Bestimmungen ergibt sich, dass
der Betrag der Berichtigung entsprechend dem dieser
Verordnung angefügten Anhang festgesetzt werden
muss.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der in Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/
92 genannte Betrag, um den die im voraus festgesetzten Erstat-
tungsbeträge für die Ausfuhr von Malz zu berichtigen sind, ist
im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 2004 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 29. Januar 2004

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 29. Januar 2004 zur Festsetzung der bei der Erstattung für Malz anzu-
wendenden Berichtigung

(EUR/t)

Erzeugniscode Bestimmung
Laufender

Monat
2

1. Term.

3

2. Term.

4

3. Term.

5

4. Term.

6

5. Term.

7

1107 10 11 9000 A00 0 0 0 0 0 0
1107 10 19 9000 A00 0 0 0 0 0 0
1107 10 91 9000 A00 0 0 0 0 0 0
1107 10 99 9000 A00 0 0 0 0 0 0
1107 20 00 9000 A00 0 0 0 0 0 0

(EUR/t)

Erzeugniscode Bestimmung 6. Term.
8

7. Term.
9

8. Term.
10

9. Term.
11

10. Term.
12

11. Term.
1

1107 10 11 9000 A00 0 0 0 0 0 0
1107 10 19 9000 A00 0 0 0 0 0 0
1107 10 91 9000 A00 0 0 0 0 0 0
1107 10 99 9000 A00 0 0 0 0 0 0
1107 20 00 9000 A00 0 0 0 0 0 0

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission
(ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 1779/2002 (ABl. L 269 vom 5.10.2002, S. 6)
festgelegt.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 168/2004 DER KOMMISSION
vom 29. Januar 2004

zu den Anträgen auf Erteilung von Lizenzen für die Ausfuhr von Reis und Bruchreis mit Voraus-
festsetzungen der Erstattung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
411/2002 der Kommission (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1342/2003 der Kommis-
sion vom 28. Juli 2003 mit besonderen Durchführungsbestim-
mungen über Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen für Getreide und
Reis (3), insbesondere auf Artikel 8 Absatz 3 Unterabsatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 8 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1342/2003
bestimmt für den Fall, dass bei der Festsetzung der
Erstattung für die Ausfuhr auf diesen Absatz ausdrück-
lich Bezug genommen wird, eine Frist von drei Arbeits-
tagen nach der Beantragung der Ausfuhrlizenzen mit
Vorausfestsetzung der Erstattung. Dieser Artikel sieht
außerdem vor, dass die Kommission einen einheitlichen
Verringerungsprozentsatz anwendet, falls die Ausfuhr-
lizenzanträge die Mengen überschreiten, die ausgeführt
werden dürfen. Die Verordnung (EG) Nr. 33/2004 der
Kommission (4) legt die m Rahmen der durch den oben
genannten Artikel getroffenen Regelung gewährte Erstat-
tung fest für eine Menge von 2 000 Tonnen für die
Bestimmungen R02 und R03, die im Anhang der
genannten Verordnung definiert wurde.

(2) Da die am 28. Januar 2004 für die Bestimmungen R02
und R03 eingereichten Lizenzanträge die verfügbaren
Mengen überschreiten, ist für die am 28. Januar 2004
beantragten Ausfuhrlizenzen der entsprechende Verrin-
gerungsprozentsatz festzusetzen.

(3) Diese Verordnung ist unter Berücksichtigung ihrer
Zweckbestimmung ab ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt anwendbar —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die am 28. Januar 2004 für die Ausfuhr von Reis ud Bruchreis
mit Vorausfestsetzung der Erstattung beantragten Lizenzen für
die im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 224/2003 festgelegte
Bestimmungen R02 und R03 werden im Rahmen der
genannten Verordnung für die mit dem Verringerungssatz von
5,24 % multiplizierten Antragsmengen erteilt.

Artikel 2

Für die im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 33/2004 festge-
legte Bestimmungen R02 und R03 werden für die ab 29. Januar
2004 für die Ausfuhr von Reis und Bruchreis gestellten Lizen-
zanträge im Rahmen der genannten Verordnung keine
Ausfuhrlizenzen erteilt.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am 30. Januar 2004 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 29. Januar 2004

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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VERORDNUNG (EG) Nr. 169/2004 DER KOMMISSION
vom 29. Januar 2004

bezüglich der im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1814/2003 einge-
reichten Angebote für die Ausfuhr von Hafer

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1104/2003 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1431/2003 (4),
insbesondere auf Artikel 4,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1814/2003 der Kommis-
sion vom 15. Oktober 2003 über eine besondere Interventions-
maßnahme für Getreide in Finnland und Schweden für das
Wirtschaftsjahr 2003/04 (5), insbesondere auf Artikel 9,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung für die Ausfuhr aus
Finnland und Schweden von in diesen beiden Ländern
erzeugtem Hafer nach allen Drittländern mit Ausnahme
Bulgariens, Zyperns, Estlands, Ungarns, Lettlands,
Litauens, Maltas, Polens, der Tschechischen Republik,
Rumäniens, der Slowakei und Sloweniens wurde durch
die Verordnung (EG) Nr. 1814/2003 eröffnet.

(2) Nach Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 1814/2003
kann die Kommission auf der Grundlage der einge-
reichten Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23
der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, der
Ausschreibung nicht stattzugeben.

(3) Unter Berücksichtigung insbesondere der Kriterien nach
Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 ist die Fest-
setzung einer Höchsterstattung nicht angezeigt.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Rahmen der Ausschreibung der Erstattung bei der
Ausfuhr von Hafer gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1814/2003
vom 23. bis 29. Januar 2004 eingereichten Angebote werden
nicht berücksichtigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 30. Januar 2004 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 29. Januar 2004

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 170/2004 DER KOMMISSION
vom 29. Januar 2004

bezüglich der im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2315/2003 einge-
reichten Angebote für die Einfuhr von Mais

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2), insbesondere auf Artikel 12 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung über die Kürzung des Zolls bei der
Einfuhr von Mais aus Drittländern nach Portugal wurde
durch die Verordnung (EG) Nr. 2315/2003 der Kommis-
sion (3) eröffnet.

(2) Nach Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1839/95 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 2235/2000 (5), kann die Kommission auf der
Grundlage der eingereichten Angebote nach dem
Verfahren des Artikels 23 der Verordnung (EWG) Nr.
1766/92 beschließen, die auf die Ausschreibung einge-
gangenen Angebote nicht zu berücksichtigen.

(3) Unter Berücksichtigung insbesondere der Kriterien nach
den Artikeln 6 und 7 der Verordnung (EG) Nr. 1839/95
ist die Festsetzung einer Höchstkürzung des Zolls bei der
Einfuhr nicht angezeigt.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Rahmen der Ausschreibung der Kürzung des Zolls bei
der Einfuhr von Mais gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2315/
2003 vom 23. bis zum 29. Januar 2004 eingereichten Ange-
bote werden nicht berücksichtigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 30. Januar 2004 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 29. Januar 2004

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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RICHTLINIE 2004/7/EG DES RATES
vom 20. Januar 2004

zur Änderung der Richtlinie 77/388/EWG über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem bezüglich
des Verfahrens zur Annahme von Ausnahmeregelungen und der Zuweisung von Durchführungs-

befugnissen

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 93,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In den Artikeln 27 und 30 der Richtlinie 77/388/EWG
des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatz-
steuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheit-
liche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (3) — sind
Verfahren vorgesehen, die zur stillschweigenden Zustim-
mung des Rates zu von der Richtlinie abweichenden
Maßnahmen führen können.

(2) Aus Gründen der Transparenz und der Rechtssicherheit
ist darauf zu achten, dass jede Ausnahmeregelung gemäß
Artikel 27 oder Artikel 30 der Richtlinie 77/388/EWG
Gegenstand einer ausdrücklichen Entscheidung ist, die
der Rat auf Vorschlag der Kommission erlässt.

(3) Die Möglichkeit der stillschweigenden Zustimmung des
Rates nach Ablauf einer bestimmten Frist sollte daher
abgeschafft werden.

(4) Um zu verhindern, dass ein Mitgliedstaat im Ungewissen
darüber bleibt, wie die Kommission mit seinem Antrag
auf Ermächtigung zu einer Ausnahmeregelung zu
verfahren beabsichtigt, sollte eine Frist vorgesehen
werden, innerhalb deren die Kommission dem Rat
entweder einen Vorschlag zur Ermächtigung oder eine
Mitteilung über eventuelle Einwände vorlegen muss.

(5) Damit ein Mitgliedstaat die Bearbeitung eines von ihm
gestellten Antrags besser verfolgen kann, sollte die
Kommission verpflichtet werden, diesen Mitgliedstaat zu
informieren, sobald sie über alle ihres Erachtens zur
Beurteilung des Antrags zweckdienlichen Angaben
verfügt, und den Antrag in der Originalsprache an die
anderen Mitgliedstaaten übermitteln.

(6) In Artikel 27 Absatz 1 Satz 2 der Richtlinie 77/388/
EWG wird darauf hingewiesen, dass die Beurteilung, ob
eine Vereinfachungsmaßnahme den Betrag der im
Stadium des Endverbrauchs fälligen Steuer nur in uner-
heblichem Maße beeinflusst, global unter Bezugnahme
auf die makroökonomischen Schätzungen des wahr-
scheinlichen Einflusses der Maßnahme auf die Mehrwert-
steuer-Eigenmittel der Gemeinschaft erfolgt.

(7) Da ein Mechanismus zur Annahme verbindlicher
Maßnahmen zur Durchführung der Richtlinie 77/388/
EWG fehlt, wird die Richtlinie in den Mitgliedstaaten
nicht einheitlich angewendet.

(8) Für ein besseres Funktionieren des Binnenmarkts ist die
einheitliche Anwendung des geltenden MWSt.-Systems
wesentlich. Die Einführung eines Verfahrens, über das
Maßnahmen zur ordnungsgemäßen Durchführung der
bestehenden Bestimmungen beschlossen werden können,
wäre in diesem Zusammenhang ein großer Fortschritt.

(9) Insbesondere sollten diese Maßnahmen das Problem der
Doppelbesteuerung grenzüberschreitender Lieferungen
und Dienstleistungen betreffen, das durch eine unter-
schiedliche Anwendung der in der Richtlinie 77/388/
EWG festgelegten Regeln für den Ort einer Lieferung
bzw. Dienstleistung durch die Mitgliedstaaten auftreten
kann.

(10) Der Anwendungsbereich der einzelnen Durchführungs-
maßnahmen sollte jedoch begrenzt bleiben, da sie ledig-
lich dazu dienen sollen, eine der Bestimmungen der
Richtlinie 77/388/EWG inhaltlich zu klären, nicht
jedoch, davon abzuweichen.

(11) Trotz des begrenzten Anwendungsbereichs der Durch-
führungsmaßnahmen haben solche Maßnahmen Auswir-
kungen auf den Haushalt, die für einen oder mehrere
Mitgliedstaaten bedeutend sein könnten.

(12) Durch die Auswirkungen dieser Maßnahmen auf den
Haushalt der Mitgliedstaaten ist es gerechtfertigt, dass
sich der Rat die Durchführungsbefugnisse für die Richt-
linie 77/388/EWG vorbehält.

(13) Angesichts ihres begrenzten Anwendungsbereichs ist
vorzusehen, dass die Maßnahmen zur Durchführung der
Richtlinie 77/388/EWG vom Rat auf Vorschlag der
Kommission einstimmig angenommen werden.

(14) Da die Ziele dieser Richtlinie auf Ebene der Mitglied-
staaten aus den oben genannten Gründen nicht ausrei-
chend erreicht werden können und daher besser auf
Gemeinschaftsebene zu erreichen sind, kann die Gemein-
schaft im Einklang mit dem in Artikel 5 EG-Vertrag
niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig werden.
Entsprechend dem in demselben Artikel genannten
Verhältnismäßigkeitsprinzip geht diese Richtlinie nicht
über das zur Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß
hinaus.
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(15) Die Richtlinie 77/388/EWG ist daher entsprechend zu
ändern —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Die Richtlinie 77/388/EWG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 27 Absätze 1, 2, 3 und 4 erhalten folgende Fassung:
„(1) Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission
einstimmig jeden Mitgliedstaat ermächtigen, von dieser
Richtlinie abweichende Sondermaßnahmen einzuführen, um
die Steuererhebung zu vereinfachen oder Steuerhinterzie-
hungen oder -umgehungen zu verhindern. Die Maßnahmen
zur Vereinfachung der Steuererhebung dürfen den Gesamt-
betrag der von dem Mitgliedstaat im Stadium des Endver-
brauchs erhobenen Steuer nur in unerheblichem Maße
beeinflussen.

(2) Ein Mitgliedstaat, der die in Absatz 1 bezeichneten
Maßnahmen einführen möchte, sendet der Kommission
einen Antrag zu und übermittelt ihr alle erforderlichen
Angaben. Ist die Kommission der Auffassung, dass ihr nicht
alle erforderlichen Angaben vorliegen, so teilt sie dem
betreffenden Mitgliedstaat innerhalb von zwei Monaten nach
Eingang des Antrags mit, welche zusätzlichen Angaben sie
benötigt. Sobald die Kommission über alle Angaben verfügt,
die ihres Erachtens für die Beurteilung des Antrags zweck-
dienlich sind, unterrichtet sie den Antrag stellenden
Mitgliedstaat hiervon innerhalb eines Monats und übermit-
telt den Antrag in der Originalsprache an die anderen
Mitgliedstaaten.

(3) Innerhalb von drei Monaten nach der Unterrichtung
gemäß Absatz 2 letzter Satz unterbreitet die Kommission
dem Rat einen geeigneten Vorschlag oder legt ihm gegebe-
nenfalls ihre Einwände in einer Mitteilung dar.

(4) In jedem Fall ist das in den Absätzen 2 und 3 darge-
legte Verfahren innerhalb von 8 Monaten nach Eingang des
Antrags bei der Kommission abzuschließen.“

2. In Titel XVII wird folgender Artikel eingefügt:

„Artikel 29a

Durchführungsmaßnahmen
Der Rat beschließt auf Vorschlag der Kommission
einstimmig die zur Durchführung dieser Richtlinie erforder-
lichen Maßnahmen.“

3. Artikel 30 erhält folgende Fassung:

„Artikel 30

Internationale Übereinkommen

(1) Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission
einstimmig einen Mitgliedstaat ermächtigen, mit einem
Drittstaat oder einer internationalen Organisation ein
Übereinkommen zu schließen, das Abweichungen von
dieser Richtlinie enthalten kann.

(2) Ein Mitgliedstaat, der ein solches Übereinkommen zu
schließen beabsichtigt, sendet der Kommission einen Antrag
zu und übermittelt ihr alle erforderlichen Angaben. Ist die
Kommission der Auffassung, dass ihr nicht alle erforderli-
chen Angaben vorliegen, so teilt sie dem betreffenden
Mitgliedstaat innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des
Antrags mit, welche zusätzlichen Angaben sie benötigt.
Sobald die Kommission über alle Angaben verfügt, die ihres
Erachtens für die Beurteilung zweckdienlich sind, unter-
richtet sie den Antrag stellenden Mitgliedstaat hiervon inner-
halb eines Monats und übermittelt den Antrag in der Origi-
nalsprache an die anderen Mitgliedstaaten.

(3) Innerhalb von drei Monaten nach der Unterrichtung
gemäß Absatz 2 letzter Satz unterbreitet die Kommission
dem Rat einen geeigneten Vorschlag oder legt ihm gegebe-
nenfalls ihre Einwände in einer Mitteilung dar.

(4) In jedem Fall ist das in den Absätzen 2 und 3 darge-
legte Verfahren innerhalb von 8 Monaten nach Eingang des
Antrags bei der Kommission abzuschließen.“

Artikel 2

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 3

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 20. Januar 2004.

Im Namen des Rates

Der Präsident
C. McCREEVY
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RICHTLINIE 2004/13/EG DER KOMMISSION
vom 29. Januar 2004

zur Änderung der Richtlinie 2002/16/EG über die Verwendung bestimmter Epoxyderivate in
Materialien und Gegenständen, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu

kommen

(Text von Bedeutung für den EWR)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 89/109/EWG des Rates vom 21.
Dezember 1988 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über Materialien und Gegenstände, die dazu
bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen (1),
insbesondere auf Artikel 3,

nach Stellungnahme der Europäischen Behörde für Lebensmit-
telsicherheit,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Richtlinie 2002/16/EG der Kommission vom 20.
Februar 2002 über die Verwendung bestimmter Epoxy-
derivate in Materialien und Gegenständen, die dazu
bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu
kommen (2), legt Regeln für die Verwendung/das
Vorhandensein von 2,2-Bis(4-hydroxyphenyl)propan-bis-
(2,3-epoxypropyl)ether („BADGE“), Bis(-hydroxyphenyl)-
methan-bis-(2,3-epoxypropyl)ether („BFDGE“), Novolac-
Glycidylether („NOGE“) und einige ihrer Derivate in
Materialien und Gegenständen fest, die dazu bestimmt
sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen.

(2) Die Richtlinie sieht vor, dass bei der Herstellung der
genannten Materialien und Gegenstände BADGE nur
noch bis zum 31. Dezember 2004 verwendet werden
und/oder vorhanden sein darf.

(3) Der Wissenschaftliche Ausschuss „Lebensmittel“ (SCF)
verlangte toxikologische Daten, damit BADGE innerhalb
bestimmter Fristen evaluiert werden kann. Außerdem
verlangte der SCF, dass neue toxikologische Daten vorge-
legt werden, damit die potenzielle Karzinogenität chlo-
rierter Derivate bewertet werden kann, für die die auf die
Migration von BADGE gemäß Anhang I zur Richtlinie
2002/16/EG anzuwendende quantitative Einschränkung
ebenfalls gilt.

(4) Am 4. Dezember 2002 nahm der SCF die negativen Er-
gebnisse hinsichtlich der potenziellen Karzinogenität der
chlorierten Derivate von BADGE und der geringen Expo-
sition der europäischen Verbraucher gegenüber BADGE
als Folge der beträchtlichen Reduzierung des Gehalts an
BADGE in Lebensmittelkonserven zur Kenntnis, die aus
der vor kurzem von den Mitgliedstaaten und der
Gemeinsamen Forschungsstelle der Europäischen
Kommission durchgeführten Untersuchungen hervor-
gingen. Daher wird es als zulässig erachtet, die vorläufige

Zulassung von BADGE um ein Jahr zu verlängern, bis
die neuen toxikologischen Daten und ihre Bewertung
durch die Europäische Behörde für Lebensmittelsicher-
heit vorliegen.

(5) Die Richtlinie 2002/16/EG sieht vor, dass ihre Bestim-
mungen über BADGE, BFDGE und NOGE nicht für
Materialien und Gegenstände mit Oberflächenbeschich-
tung und Klebstoffe gelten, sofern sie vor dem 1. März
2003 in Berührung mit Lebensmitteln gekommen sind.
Diese Materialien und Gegenstände dürfen weiter in den
Verkehr gebracht werden, sofern das Datum der Abfül-
lung auf ihnen angegeben ist. Im Interesse einer eindeu-
tigen Interpretation der Frage, wie das Datum der Abfül-
lung auf Materialien und Gegenständen anzubringen ist,
sollte festgelegt werden, dass dieses Datum durch das
Haltbarkeitsdatum gemäß der Richtlinie 2000/13/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates (3) oder durch
eine andere Angabe, wie z. B. die für in solchen Materia-
lien und Gegenständen verpackte Lebensmittel gemäß
der Richtlinie 89/396/EWG des Rates (4) vorgeschriebene
Los-Nummer, ersetzt werden kann. Daher muss ein
Bezug hergestellt werden zwischen einer solchen Angabe
und dem Datum der Abfüllung, so dass Letzteres immer
ermittelt werden kann.

(6) Die Richtlinie 2002/16/EG sollte daher entsprechend
geändert werden.

(7) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen
stimmen mit der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesund-
heit überein —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Die Richtlinie 2002/16/EG wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 2 Absatz 2 wird das Datum „31. Dezember 2004“
durch das Datum „31. Dezember 2005“ ersetzt.

2. Artikel 5 erhält folgende Fassung:

„Artikel 5

1. Die Artikel 2, 3 und 4 gelten nicht für die in Artikel 1
Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstaben b) und c) genannten
Materialien und Gegenstände, die vor dem 1. März 2003 in
Berührung mit Lebensmitteln gekommen sind.
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Diese Materialien und Gegenstände dürfen weiter in den
Verkehr gebracht werden, sofern das Datum der Abfüllung
auf ihnen angebracht ist. Das Datum der Abfüllung kann
jedoch durch eine andere Angabe ersetzt sein, sofern diese
die Ermittlung des Datums der Abfüllung ermöglicht. Auf
Nachfrage ist das Datum der Abfüllung den zuständigen
Behörden und allen Personen, die die Bestimmungen dieser
Richtlinie durchsetzen, anzugeben.

2. Absatz 1 gilt unbeschadet der Bestimmungen der
Richtlinie 2000/13/EG.“

Artikel 2

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts-
und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie spätestens
am 29. Januar 2005 nachzukommen. Sie teilen der Kommis-
sion unverzüglich den Wortlaut dieser Rechtsvorschriften mit
und fügen eine Entsprechungstabelle dieser Rechtsvorschriften
und der vorliegenden Richtlinie bei.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in
den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtli-
chen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitglied-
staaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 3

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 4

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 29. Januar 2004

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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RICHTLINIE 2004/14/EG DER KOMMISSION
vom 29. Januar 2004

zur Änderung der Richtlinie 93/10/EWG über Materialien und Gegenstände aus Zellglasfolien, die
dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen

(Text von Bedeutung für den EWR)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 89/109/EWG des Rates vom 21.
Dezember 1988 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über Materialien und Gegenstände, die dazu
bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen (1),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates (2), insbesondere auf Arti-
kel 3,

nach Stellungnahme des Wissenschaftlichen Ausschusses
„Lebensmittel“,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Richtlinie 93/10/EWG der Kommission vom 15.
März 1993 über Materialien und Gegenstände aus Zell-
glasfolien, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in
Berührung zu kommen (3), geändert durch die Richtlinie
93/111/EG (4), gilt für Zellglasfolien und enthält eine
Liste zugelassener Stoffe mit Einschränkungen, denen
ihre Verwendung unterliegt. Diese Richtlinie deckt unbe-
schichtete und beschichtete Zellglasfolien ab, deren
Beschichtung nur aus darin aufgeführten Stoffen herge-
stellt werden.

(2) Aufgrund der technologischen Entwicklungen muss eine
neue Art von Zellglasfolien mit einer aus Kunststoff
bestehenden Beschichtung zugelassen werden, die
kompostierbar und biologisch abbaubar ist. Diese neue
Art Zellglasfolien entspricht den Umweltbestimmungen
der Richtlinie 94/62/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 20. Dezember 1994 über Verpack-
ungen und Verpackungsabfälle (5), geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1882/2003. Daher liegt eine derar-
tige Zulassung im Interesse der Einheitlichkeit der
Gemeinschaftsvorschriften.

(3) Die auf die Zellglasfolien anzuwendenden Bestimmungen
sollten speziell auf die Art der mit dem Lebensmittel in
Berührung kommenden Schicht abgestimmt sein. Folg-
lich sollten sich die Anforderungen an mit Kunststoff
beschichtete Zellglasfolien von denjenigen für unbe-
schichtete Zellglasfolien oder für beschichtete Zellglasfo-
lien, deren Beschichtung aus Zellulose gewonnen wird,
unterscheiden.

(4) Bei der Herstellung aller Arten von Zellglasfolien,
einschließlich mit Kunststoff beschichteter Zellglasfolien,
sollten nur zugelassene Stoffe verwendet werden.

(5) Im Fall von mit Kunststoff beschichteten Zellglasfolien
besteht die mit Lebensmitteln in Berührung kommende
Schicht aus einem Material, das Materialien und
Gegenständen aus Kunststoff gleicht, die dazu bestimmt
sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen.
Daher sollten die Bestimmungen der Richtlinie 2002/72/
EG der Kommission vom 6. August 2002 über Materia-
lien und Gegenstände aus Kunststoff, die dazu bestimmt
sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen (6),
auch für solche Folien gelten.

(6) Im Interesse der Einheitlichkeit der Gemeinschaftsvor-
schriften sollte die Überprüfung, ob kunststoffbeschich-
tete Zellglasfolien die in der Richtlinie 2002/72/EG fest-
gelegten Migrationsgrenzwerte einhalten, gemäß den
Bestimmungen der Richtlinie 82/711/EWG des Rates
vom 18. Oktober 1982 über die Grundregeln für die
Ermittlung der Migration aus Materialien und
Gegenständen aus Kunststoff, die dazu bestimmt sind,
mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen (7), zuletzt
geändert durch die Richtlinie 97/48/EG der Kommis-
sion (8), und die Richtlinie 85/572/EWG des Rates vom
19. Dezember 1985 über die Liste der Simulanzlösemi-
ttel für die Migrationsuntersuchungen von Materialien
und Gegenständen aus Kunststoff, die dazu bestimmt
sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen (9),
durchgeführt werden.

(7) Eine Reihe von als Lacke verwendete Polymere sollte von
der Liste der zugelassenen Stoffe der Richtlinie 93/10/
EWG gestrichen werden, da sie durch die Bestimmungen
der Richtlinie 2002/72/EG abgedeckt sind, die für kunst-
stoffbeschichtete Zellglasfolien gilt.

(8) Außerdem sollten vier Lösemittel aus der Liste der zuge-
lassenen Stoffe der Richtlinie 93/10/EWG gestrichen
werden, da aus neueren Daten hervorgeht, dass ein
Risiko für die Reproduktion besteht, und weil sie bei der
Herstellung von Zellglasfolien nicht mehr verwendet
werden. Darüber hinaus sollten einige Weichmacher, die
nicht mehr verwendet werden, ebenfalls aus der Liste
gestrichen werden.
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(9) Außerdem sollte die für die Verwendung von Diphenyl-
2-ethylhexylphosphat in der Richtlinie 93/10/EWG fest-
gelegte Einschränkung dahin gehend geändert werden,
dass die Stellungnahme des Wissenschaftlichen
Ausschusses „Lebensmittel“ vom 19. März 1998 berück-
sichtigt wird.

(10) Die Richtlinie 93/10/EWG sollte daher entsprechend
geändert werden.

(11) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen
stimmen mit der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesund-
heit überein —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Die Richtlinie 93/10/EWG wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 1 Absatz 3 wird Buchstabe a) gestrichen.

2. Folgender Artikel 1a wird eingefügt:

„Artikel 1a

Die in Artikel 1 Absatz 2 genannten Zellglasfolien zählen
zu einer der folgenden Arten:
a) unbeschichtete Zellglasfolien,

b) beschichtete Zellglasfolien mit einer aus Zellulose gewon-
nenen Beschichtung oder

c) beschichtete Zellglasfolien mit einer aus Kunststoff beste-
henden Beschichtung.“

3. In Artikel 2 wird Absatz 1 wie folgt ersetzt:
„(1) Bei der Herstellung der in Artikel 1a Buchstaben a)
und b) genannten Zellglasfolien dürfen nur die in Anhang II
aufgeführten Stoffe oder Stoffgruppen unter Einhaltung der
dort genannten Voraussetzungen verwendet werden.“

4. Folgender Artikel 2a wird eingefügt:

„Artikel 2a

(1) Bei der Herstellung von in Artikel 1a Buchstabe c)
genannten Zellglasfolien dürfen vor der Beschichtung nur
die in Anhang II erster Teil aufgeführten Stoffe oder Stoff-
gruppen unter Einhaltung der dort genannten Vorausset-
zungen verwendet werden.

(2) Bei der Herstellung der auf die in Absatz 1 genannten
Zellglasfolien aufzubringenden Beschichtung dürfen nur die
in den Anhängen II bis VI der Richtlinie 2002/72/EG aufge-
führten Stoffe oder Stoffgruppen unter Einhaltung der dort
genannten Voraussetzungen verwendet werden.

(3) Unbeschadet von Absatz 1 müssen Materialien und
Gegenstände, die aus in Artikel 1a Buchstabe c) aufgeführten
Zellglasfolien hergestellt sind, die Bestimmungen der Artikel
2, 7 und 8 der Richtlinie 2002/72/EG erfüllen.“

5. Anhang II wird gemäß dem Anhang dieser Richtlinie
geändert.

Artikel 2

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts-
und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie spätestens
zum 29. Juli 2005 nachzukommen. Sie teilen der Kommission
unverzüglich den Wortlaut dieser Rechtsvorschriften mit und
fügen eine Entsprechungstabelle dieser Rechtsvorschriften und
der vorliegenden Richtlinie bei.

Die Mitgliedstaaten wenden diese Bestimmungen auf eine
Weise an,

a) die ab 29. Juli 2005 den Handel mit und die Verwendung
von Zellglasfolien erlaubt, die dazu bestimmt sind, gemäß
dieser Richtlinie mit Lebensmitteln in Berührung zu
kommen;

b) die die Herstellung und Einfuhr in die Gemeinschaft von
Zellglasfolien, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in
Berührung zu kommen, und die den Bestimmungen dieser
Richtlinie nicht entsprechen, ab 29. Januar 2006 verbietet.
Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in
den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die
Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 3

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 4

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 29. Januar 2004

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ANHANG

Anhang II zweiter Teil der Richtlinie 93/10/EWG wird wie folgt geändert:

1. In der dritten Zeile („C. Lacke“) wird in Spalte 2 („Einschränkungen“) der Tabelle der Text: „Nicht mehr als 50 mg
Lack/dm2 der Folie auf der Berührungsfläche mit den Lebensmitteln“ gestrichen.

2. Folgende Polymere und die zugehörigen Einschränkungen werden aus der Tabelle gestrichen:

Bezeichnung Einschränkungen

„— Polymere, Copolymere und ihre Gemische aus
folgenden Monomeren:

Entsprechend den Gemeinschaftsrichtlinien und, falls
noch keine vorliegen, den nationalen Gesetzen bis
zur Regelung durch Gemeinschaftsvorschriften

Vinylacetale von gesättigten Aldehyden) (C1–C6)

Vinylacetat

Alkyl-(C1–C4)vinylether

Acryl-, Croton-, Itacon-, Malein-, Methacrylsäure und
ihre Ester

Butadien

Styrol

Methylstyrol

Vinylidenchlorid

Acrylnitril

Methacrylnitril

Ethylen, Propylen, 1- und 2-Butylen

9
>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>=

>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>;

Vinylchlorid In Übereinstimmung mit der Richtlinie 78/142/EWG
(ABl. L 44 vom 15.2.1978, S. 15)“

3. Bei Harzen wird der Inhalt der Spalte „Einschränkungen“ der Tabelle wie folgt ersetzt:

„2. Harze Die Gesamtmenge der Substanzen darf 12,5 mg/dm2 des
Lacks auf der Berührungsfläche mit den Lebensmitteln
nicht überschreiten; nur zur Herstellung von Zellglasfo-
lien, die mit einem Lack aus Cellulosenitrat beschichtet
sind“

4. Folgende Weichmacher und die zugehörigen Einschränkungen werden aus der Tabelle gestrichen:

Bezeichnung Einschränkungen

„— Butylbenzylphthalat Nicht mehr als 2,0 mg/dm2 des Lacks auf der Berüh-
rungsfläche mit den Lebensmitteln

— Di-n-butyl phthalat Nicht mehr als 3,0 mg/dm2 des Lacks auf der Berüh-
rungsfläche mit den Lebensmitteln

— Di(2-ethylhexyl)sebacat [=Dioctylsebacat]“

5. Bei folgenden Weichmachern wird der Inhalt der Spalte „Einschränkungen“ der Tabelle wie folgt ersetzt:

Bezeichnung Einschränkungen

„— Diphenyl-(2-ethylhexyl)phosphat Die Menge an Diphenyl-(2-ethylhexyl)phosphat beträgt
höchstens:
a) 2,4 mg/kg des Lebensmittels, das mit dieser Art Folie

in Berührung kommt, oder

b) 0,4 mg/dm2 des Lacks auf der Berührungsfläche mit
den Lebensmitteln“
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6. Folgende Lösemittel werden aus der Tabelle gestrichen:

Bezeichnung Einschränkungen

„— Ethylenglykolmonoethylether

— Ethylenglykolmonoethyletheracetat

— Ethylenglykolmonomethylether

— Ethylenglykolmonomethyletheracetat“
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 21. Januar 2004

über Dringlichkeitsmaßnahmen hinsichtlich Chilis und Chilierzeugnissen

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2004) 68)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2004/92/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Fest-
legung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des
Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde
für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren
zur Lebensmittelsicherheit (1), insbesondere auf Artikel 53 und
Artikel 54,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 setzt die
Kommission das Inverkehrbringen oder die Verwendung
eines Lebens- oder Futtermittels aus, das möglicherweise
ein schwerwiegendes Risiko für die menschliche Gesund-
heit darstellt, und ergreift alle sonstigen entsprechenden
vorläufigen Maßnahmen, wenn ein derartiges Risiko
durch Maßnahmen der betroffenen Mitgliedstaaten nicht
ausreichend eingedämmt werden kann.

(2) Am 9. Mai 2003 hat Frankreich über das Schnellwarn-
system für Lebens- und Futtermittel erste Informationen
über die Feststellung des Farbstoffs Sudan I in scharfen
Chilierzeugnissen aus Indien übermittelt. Es gibt keine
Anhaltspunkte dafür, dass Erzeugnisse mit Ursprung in
der Gemeinschaft von diesen Untersuchungsergebnissen
betroffen sind.

(3) Die Entscheidung 2003/460/EG (2) über Dringlichkeits-
maßnahmen hinsichtlich scharfer Chilis und scharfer
Chilierzeugnisse wurde am 20. Juni 2003 von der
Kommission angenommen.

(4) Zur Durchführung der Entscheidung 2003/460/EG
haben die Mitgliedstaaten Kontrollen auf das Vorhanden-
sein dieses Stoffes und damit verwandter Stoffe in Chilis

und Chilierzeugnissen durchgeführt. Dabei wurde Sudan
I in Chilis und Chilierzeugnissen nachgewiesen.
Außerdem wurden andere Stoffe, wie z. B. Sudan II,
Sudan III und Scharlachrot (Sudan IV) in Chilis und
Chilierzeugnissen festgestellt. Davon ist eine Reihe von
Chilierzeugnissen, wie z. B. Currypulver, betroffen. Alle
Untersuchungsergebnisse wurden gemäß Artikel 50 der
Verordnung (EG) Nr. 178/2002 über das Schnellwarn-
system für Lebens- und Futtermittel gemeldet.

(5) Sudan I, Sudan II, Sudan III und Scharlachrot (Sudan IV)
wurden von der International Agency for Research on
Cancer (IARC) als Karzinogene der Kategorie 3 einge-
stuft.

(6) Die ursprünglich von Frankreich übermittelten und
später durch weitere Ergebnisse in der Europäischen
Union bestätigten Untersuchungsergebnisse deuten auf
eine Verfälschung hin, die ein schwerwiegendes Gesund-
heitsrisiko darstellt.

(7) Aufgrund der großen Gefahr für die Gesundheit und der
positiven Untersuchungsergebnisse müssen die mit der
Entscheidung 2003/460/EG festgelegten Maßnahmen
fortgeführt und ausgeweitet werden. Außerdem sollte
der mögliche Dreieckshandel berücksichtigt werden,
insbesondere bei Erzeugnissen, für die keine amtlichen
Ursprungszeugnisse ausgestellt werden. Zum Schutz der
öffentlichen Gesundheit ist es angezeigt vorzuschreiben,
dass den in jeglicher Form in die Gemeinschaft einge-
führten und zum Verzehr bestimmten Sendungen von
Chilis und Chilierzeugnissen ein Analysebericht des
betroffenen Importeurs oder Lebensmittelunternehmers
beiliegt, mit dem nachgewiesen wird, dass die Sendung
kein Sudan I, Sudan II, Sudan III oder Scharlachrot
(Sudan IV) enthält. Aus dem gleichen Grund sollten die
Mitgliedstaaten von Chilis und Chilierzeugnissen bei der
Einfuhr oder von bereits im Handel befindlichen Erzeug-
nissen Stichproben entnehmen und analysieren.
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(8) Es ist angezeigt, die Vernichtung von verfälschten Chilis
und Chilierzeugnissen anzuordnen, um ihre Einführung
in die Nahrungskette zu vermeiden.

(9) Da die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
Auswirkungen auf die Kontrollressourcen der Mitglied-
staaten haben, sollten die Ergebnisse dieser Maßnahmen
spätestens nach 12 Monaten evaluiert werden, damit
beurteilt wird, ob sie zum Schutz der öffentlichen
Gesundheit weiterhin erforderlich sind.

(10) Bei dieser Evaluierung sollten die Ergebnisse aller von
den zuständigen Behörden durchgeführten Analysen
berücksichtigt werden.

(11) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesund-
heit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Definitionen

Für die Zwecke dieser Entscheidung bedeutet „Chilis und
Chilierzeugnisse“:

a) zum menschlichen Verzehr bestimmte Früchte der Gattung
Capsicum, getrocknet und zerstoßen oder gemahlen gemäß
KN-Code 0904 20 90 in jeglicher Form und

b) zum menschlichen Verzehr bestimmtes Currypulver gemäß
KN-Code 0910 50 in jeglicher Form.

Artikel 2

Bedingungen für die Einfuhr von Chilis und Chilierzeug-
nissen

(1) Die Mitgliedstaaten verbieten die Einfuhr von Chilis und
Chilierzeugnissen, es sei denn, der Sendung liegt eine Analyse-
bericht bei, mit dem nachgewiesen wird, dass das Erzeugnis
keinen der folgenden chemischen Stoffe enthält:

a) Sudan I (CAS Nummer 842-07-9),

b) Sudan II (CAS Nummer 3118-97-6),

c) Sudan III (CAS Nummer 85-86-9),

d) Scharlachrot oder Sudan IV (CAS Nummer 85-83-6).

(2) Die zuständigen Behörden in den Mitgliedstaaten über-
prüfen, dass jeder zur Einfuhr vorgestellten Sendung von Chilis
und Chilierzeugnissen ein Analysebericht gemäß Absatz 1
beigefügt ist.

(3) Fehlt der in Absatz 1 genannte Analysebericht, lässt der
in der Gemeinschaft niedergelassene Importeur das Erzeugnis
untersuchen, um nachzuweisen, dass es keinen der in Absatz 1
genannten chemischen Stoffe enthält. Bis zum Vorliegen des
Analyseberichts wird das Erzeugnis unter amtlicher Aufsicht
zurückgehalten.

Artikel 3

Probenahmen und Analysen

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen geeignete Maßnahmen,
einschließlich der Entnahme und Analyse von Stichproben von
Chilis und Chilierzeugnissen, die zur Einfuhr vorgestellt werden
oder sich bereits im Handel befinden, um zu überprüfen, dass
sie die in Artikel 2 Absatz 1 aufgeführten chemischen Stoffe
nicht enthalten.

Die Mitgliedstaaten melden der Kommission über das Schnell-
warnsystem für Lebens- und Futtermittel alle Sendungen, in
denen diese Stoffe festgestellt wurden.

Die Mitgliedstaaten statten der Kommission vierteljährlich
Bericht über die Sendungen ab, in denen diese Stoffe nicht fest-
gestellt wurden. Diese Berichte werden spätestens am Ende des
auf das Quartal folgenden Monats vorgelegt.

(2) Sendungen, die amtlich beprobt und untersucht werden,
können vor der Freigabe für den Handel höchstens 15 Arbeits-
tage lang zurückgehalten werden.

Artikel 4

Aufteilung einer Sendung

Wird eine Sendung aufgeteilt, so ist jeder Teilsendung eine
beglaubigte Kopie des Analyseberichts gemäß Artikel 2 Absatz
1 beizufügen.

Artikel 5

Verfälschte Sendungen

Chilis und Chilierzeugnisse, in denen einer oder mehrere der in
Artikel 2 Absatz 1 aufgeführten chemischen Stoffe nachge-
wiesen wird/werden, werden vernichtet.

Artikel 6

Kostendeckung

Alle aus der Analyse, Lagerung oder Vernichtung gemäß Artikel
2 Absätze 1 und 3 sowie Artikel 5 entstehenden Kosten werden
von den betroffenen Importeuren oder Lebensmittelunterneh-
mern getragen.

Artikel 7

Überprüfung der Maßnahmen

Diese Entscheidung wird spätestens am 31. Januar 2005 über-
prüft.

Artikel 8

Aufhebung

Die Entscheidung 2003/460/EG wird aufgehoben.
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Artikel 9

Adressaten

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 21. Januar 2004

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 29. Januar 2004

mit Schutzmaßnahmen betreffend die Einfuhr von anderen Vogelarten als Geflügel im Hinblick auf
die Geflügelpest in bestimmten asiatischen Ländern

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2004) 257)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2004/93/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 91/496/EWG des Rates vom 15. Juli
1991 zur Festlegung von Grundregeln für die Veterinärkon-
trollen von aus Drittländern in die Gemeinschaft eingeführten
Tieren und zur Änderung der Richtlinien 89/662/EWG, 90/
425/EWG und 90/675/EWG (1), zuletzt geändert durch die
Richtlinie 96/43/EG (2), insbesondere auf Artikel 18 Absatz 1,

In Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Geflügelpest ist eine durch hochvirulente Erreger
hervorgerufene Virusinfektion von Geflügel und Vögeln
mit hoher Mortalität, die schnell epidemische Ausmaße
annehmen und die Tiergesundheit und die öffentliche
Gesundheit gefährden sowie die Produktivität der Geflü-
gelwirtschaft stark beeinträchtigen kann.

(2) Ausbrüche der Geflügelpest sind in mehreren asiatischen
Ländern einschließlich Kambodscha, Japan, Laos, Pakis-
tan, der Volksrepublik China einschließlich des Hoheits-
gebiets von Hongkong, Südkorea, Thailand und Vietnam
bestätigt worden.

(3) In Indonesien ist die Seuchenlage im Hinblick auf die
Geflügelpest unklar.

(4) Die Einfuhr von lebendem Geflügel und Bruteiern ist aus
keinem dieser Länder zugelassen.

(5) Die Einfuhr von frischem Fleisch von Geflügel, Laufvö-
geln, Federwild und Zuchtfederwild, Geflügelfleischzube-
reitungen und Geflügelfleischerzeugnissen und Rohmate-
rial für die Tierfutterherstellung, das aus Fleisch der
genannten Tierarten besteht oder solches enthält, sowie
von Eiern für den menschlichen Verzehr aus Thailand in
die Gemeinschaft wurde mit der Entscheidung 2004/84/
EG der Kommission (3) ausgesetzt und die Einfuhr
solcher Waren aus den anderen oben genannten Ländern
ist nicht zugelassen.

(6) Gemäß der Entscheidung 2000/666/EG der Kommis-
sion (4) ist die Einfuhr von anderen Vogelarten als
Geflügel aus allen Mitgliedstaaten des Internationalen
Tierseuchenamtes (OIE) zugelassen und unterliegt Tierge-
sundheitsgarantien des Herkunftslandes und strengen
Quarantänemaßnahmen nach der Einfuhr in die
Mitgliedstaaten, um die mögliche Einschleppung von
Geflügelkrankheiten in die Geflügelbestände der Gemein-
schaft zu verhindern.

(7) Aufgrund der außergewöhnlichen Seuchenlage in
mehreren asiatischen Ländern und den möglicherweise
schwerwiegenden Folgen in Zusammenhang mit den
spezifischen Virusstämmen der Geflügelpest sollte jedoch
die Einfuhr von anderen Vogelarten als Geflügel sowie
von als Heimtiere gehaltenen Vögeln in Begleitung ihres
Besitzers in die Europäische Union aus Kambodscha,
Indonesien, Japan, Laos, Pakistan, der Volksrepublik
China einschließlich des Hoheitsgebiets von Hongkong,
Südkorea, Thailand und Vietnam ausgesetzt werden, um
jegliches Risiko des Auftretens der Seuche in einer der
Quarantänestationen der Mitgliedstaaten auszuschließen.

(8) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesund-
heit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Mitgliedstaaten setzen die Einfuhr von „anderen Vogelarten
als Geflügel“ im Sinne der Entscheidung 2000/666/EG aus
Kambodscha, Indonesien, Japan, Laos, Pakistan, der Volksrepu-
blik China einschließlich des Hoheitsgebiets von Hongkong,
Südkorea, Thailand und Vietnam umgehend aus. Dies gilt auch
für Vögel in Begleitung ihres Besitzers (als Heimtiere gehaltene
Vögel).
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(4) ABl. L 278 vom 31.10.2000, S. 26, zuletzt geändert durch die
Entscheidung 2002/279/EG (ABl. L 99 vom 16.4.2002, S. 17).



Artikel 2

Die Mitgliedstaaten ändern ihre Handelsvorschriften, um sie mit dieser Entscheidung in Einklang zu
bringen, und machen die erlassenen Maßnahmen unverzüglich auf angemessene Weise öffentlich bekannt.
Sie unterrichten die Kommission unverzüglich davon.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 29. Januar 2004

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 2368/2002 des Rates vom 20. Dezember 2002 zur Umsetzung des
Zertifikationssystems des Kimberley-Prozesses für den internationalen Handel mit Rohdiamanten

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 358 vom 31. Dezember 2002)

Auf Seite 29, Artikel 2 Buchstabe l):

anstatt: „l) ‚Sendung‘ ein oder mehrere Partien,“
muss es heißen: „l) ‚Sendung‘, eine oder mehrere Partien,“.

Auf Seite 30, Artikel 2 Buchstabe q):

anstatt: „… die Durchfuhr nach den Artikeln 91 bis 97 …“
muss es heißen: „… der Versand nach den Artikeln 91 bis 97 …“.

Auf Seite 30, Artikel 5 Absatz 2:

anstatt: „…, dass die Voraussetzungen nicht wissentlich oder absichtlich erfolgt nicht erfüllt worden sind …“
muss es heißen: „…, dass die Voraussetzungen nicht wissentlich oder absichtlich nicht erfüllt worden sind …“.

Auf Seite 31, Artikel 12 Absatz 4:

a) Satz 1:

anstatt: „(4) Die Gemeinschaftsbehörde übergibt dem Einführer …“
muss es heißen: „(4) Die Gemeinschaftsbehörde übergibt dem Ausführer …“;

b) Satz 2:

anstatt: „Der Einführer hält jegliche Abschrift … zur Verfügung.“
muss es heißen: „Der Ausführer hält jegliche Abschrift … zur Verfügung.“

Auf Seite 32, Artikel 15 Absatz 2 Unterabsatz 2:

anstatt: „Sie gewähren der Kommission … Zugang zu diesen Originalzertifikaten, …“
muss es heißen: „Sie gewähren der Kommission … Zugang zu diesen beglaubigten Abschriften, …“.

Auf Seite 34, Artikel 19 Absatz 4:

anstatt: „(4) Gemeinschaftsbehörden können von einem Ausführer eine Gebühr … erheben.“
muss es heißen: „(4) Gemeinschaftsbehörden können von einem Wirtschaftsbeteiligten eine Gebühr … erheben.“
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